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1.	 Zum Wesen der Aufwandbesteuerung

1.1	 Vorbemerkungen

Das Schweizer Steuerrecht bietet unter gewissen Vorausset-
zungen die Möglichkeit, dass eine steuerpflichtige Person 
anstelle der ordentlichen Einkommens- bzw. Vermögensbe-
steuerung die so genannte Besteuerung nach dem Aufwand, 
auch bezeichnet als Aufwand- oder Pauschalbesteuerung1, 
wählen kann2. Bei der Aufwandbesteuerung wird eine Per-
son nicht nach ihrem Einkommen und Vermögen, sondern 
auf der Grundlage des Aufwandes3, den sie für ihre Le-
benshaltung in der Schweiz betreibt4, besteuert5. Der we-

	 Für die Mitarbeit beim Verfassen dieses Artikels bedankt sich 
der Autor bei lic. iur. Jan Kleiner, Zürich. Zudem bedankt 
sich der Autor für das Erstellen von Verzeichnissen und Ab-
schlussredaktion bei Eva Wettstein, Zürich. Des Weiteren 
bedankt sich der Autor für kritische Durchsicht und wertvolle 
Bemerkungen bei lic. iur. Danielle Wenger, Rechtsanwäl-
tin, eidg. dipl. Steuerexpertin, Zürich.

1	 Die Bezeichnung "Besteuerung nach dem Aufwand" oder 
"Aufwandbesteuerung" trifft den Kern dieser Besteuerungsart 
am besten. Allerdings wird auch der Begriff der "Pauschalbe-
steuerung" seit jeher verwendet. Aus dem Französischen be-
kannt sind die Bezeichnungen "imposition d'après la dépense", 
"impôt spécial" oder "impôt à forfait"; Georges Wilhelm, 
L'imposition des étrangers d'après la dépense, StR 1998, 74. 
Im Italienischen werden die Bezeichnungen "imposizione for-
fettaria" oder "tassazione forfettaria" verwendet. 

2	 Eidgenössische Steuerverwaltung, Informationsstelle 
für Steuerfragen (ESTV-Aufwandbesteuerung), Steuerinfor-
mationen, Teil E, Steuerbegriffe, Die Besteuerung nach dem Auf-
wand, Bern 2003, 1; Felix Richner, Pauschalbesteuerung, ZStP 
2000, 1. Medienberichten zufolge werden derzeit rund 3200 Per-
sonen nach ihrem Lebensaufwand besteuert, wobei die Mehrheit 
dieser Steuerpflichtigen in den Kantonen Genf, Graubünden, 
Waadt, Wallis und Tessin leben; NZZ vom 17.2.2006, abrufbar 
unter http://www.nzz.ch/2006/02/17/zh/articleDL7YY.html. 

3	 Marco Bernasconi, Die Pauschalbesteuerung, Übersetzung 
aus dem Italienischen, Zürich 1983, 1; Peter Locher, Kom-
mentar zum DBG, I. Teil, Art. 1–48 DBG, Therwil 2001, N 1 
zu Art. 14 DBG; Xavier Oberson, Droit fiscal Suisse, Genf/
Basel/München 2002, § 6 N 59.

4	 Sowie für die Lebenshaltung der von ihr unterhaltenen, in der 
Schweiz lebenden Personen (vgl. unten Ziff. 3.3.2.1); ESTV-
Aufwandbesteuerung (FN 2), 8; Locher (FN 3), N 1 zu Art. 14 
DBG; Oberson (FN 3), § 6 N 61; Felix Richner/Walter 
Frei/Stefan Kaufmann, Handkommentar zum DBG, Zü-
rich 2003, N 3 zu Art. 14 DBG, sprechen, unter Verweis auf 
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sentliche Vorteil dieser Besteuerungsart besteht darin, dass 
sich die Bemessungsgrundlage der Steuer reduziert6, weil 
der ordentliche Steuersatz nur auf einen Teil des weltwei-
ten Einkommens und Vermögens angewendet wird7. Dar-
aus ergibt sich regelmässig eine beträchtliche Verringerung 
der individuellen Steuerbelastung8. Es handelt sich um ein 
vereinfachtes Veranlagungsverfahren9. Die Steuerbehörden 
orientieren sich an gewissen, noch näher zu erläuternden10 
Faktoren und nehmen anschliessend eine Kontrollrech-
nung11 anhand von Elementen der inländischen Einkünfte 
und des inländischen Vermögens vor12. 

1.2	 Abgrenzung

1.2.1	 Steuerabkommen
Nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung13 besteht ein 
Steuerabkommen in der Regelung eines konkreten, einma-
ligen oder sich wiederholenden Tatbestandes, welcher von 
den gesetzlichen Bestimmungen abweicht und Bestand, 
Umfang oder Art der Erfüllung der Steuerpflicht beinhal-
tet14. Wird ein Steuerabkommen geschlossen, so trifft die 
zuständige Behörde im Einvernehmen mit dem Steuer-
pflichtigen eine entsprechende Verfügung15. Charakteris
tisch ist dabei, dass eine steuerpflichtige Person nicht mehr 
nach den allgemein geltenden Rechtsgrundlagen veranlagt 
und besteuert wird, sondern dass in Zusammenarbeit zwi-
schen Behörde und steuerpflichtiger Person eine spezielle, 
nur für den jeweiligen Einzelfall geltende Ordnung ver-
einbart wird16. Steuerabkommen sind im Hinblick auf die 
Grundsätze der Rechtsgleichheit und der Gleichheit der 
Besteuerung problematisch17. Entsprechend sind sie im Be-
reich der direkten Bundessteuer mangels einer gesetzlichen 
Grundlage unzulässig18. Auf kantonaler Ebene sind sie ge-
mäss dem interkantonalen Konkordat über den Ausschluss 
von Steuerabkommen19 ebenfalls untersagt20.

Demgegenüber ist die Besteuerung nach dem Aufwand 
sowohl auf Bundes- wie auch auf kantonaler Ebene gesetz-
lich vorgesehen21.

1.2.2	 Steuererleichterungen und 
Steuerbefreiungen

Keine Steuerabkommen im oben beschriebenen Sinn sind 
im Steuergesetz geregelte Steuererleichterungen oder 
Steuerbefreiungen oder allgemeine, im Gesetz enthaltene 
Steuererleichterungen zugunsten ganzer Gruppen von Steu-
erpflichtigen22. Sie beruhen stets auf einer gesetzlichen 

	 Manfred Rose, Konsumorientierte Neuordnung des Steu-
ersystems, Heidelberg 1991, von einem "konsumorientierten 
Besteuerungssystem". Siehe auch BGer, Urteil vom 15.5.2000, 
StE 2001 B 29.1 Nr. 6 (ebenfalls abgedruckt in ASA Nr. 70, 
575 ff.), E. 2a. 

5	 Dazu Ziff. 3.3.2. 
6	 Und nicht etwa in einer Reduktion des Steuersatzes; Manuel 

Koch/Markus Heeb, Der Zuzug in die Schweiz: Vorzüge der 
Pauschalbesteuerung nutzen, Praxis Internationale Steuerbera-

tung 2000, 116; Oberson (FN 3), § 6 N 57; Richner (FN 2), 
1; Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 5 zu Art. 14 DBG; 
vgl. auch Martin Zweifel/Peter Athanas (Hrsg.) (StHG-
Bearbeiter), Kommentar zum Schweizerischen Steuerrecht 
I/1, Basel 2002; StHG-Zwahlen, N 1 zu Art. 6 StHG, der in 
der Aufwandbesteuerung eine "gesetzlich vorgesehene Bestim-
mung der Bemessungsgrundlagen aufgrund einer Hilfsmetho-
de" sieht. Ähnlich auch Ernst Höhn/Robert Waldburger, 
Steuerrecht, Bd. I, Bern/Stuttgart/Wien 2001, § 14 N 172. Die 
Steuer-Rekurskommission I Zürich sieht in der Aufwandbe-
steuerung eine "Sondersteuer, die – im Gegensatz zur Auf-
wandbesteuerung nach § 29 StG – keine Rücksicht auf den in 
den §§ 19 bis 27 StG geprägten Einkommensbegriff nimmt"; 
Steuer-Rekurskommission I Zürich, Urteil vom 16.12.1991, 
StE 1992, B 29.1 Nr. 3. 

	 7	 Oberson (FN 3), § 6 N 59; Richner (FN 2), 1; Richner/Frei/
Kaufmann (FN 4), N 5 zu Art. 14 DBG. Vgl. auch Steuer-Re-
kurskommission I Zürich, Urteil vom 16.12.1991, StE 1992, 
B 29.1 Nr. 3.

	 8	 Ernst Känzig, Die eidgenössische Wehrsteuer (Direkte Bun-
dessteuer), Basel 1982, N 1 zu Art. 18bis BdBSt; Koch/Heeb 
(FN 6), 116; Richner (FN 2), 1; vgl. auch Bernasconi 
(FN 3), 1.

	 9	 ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 1; Pascal Hinny, Die 
bilateralen Verträge und ihre Auswirkungen auf unser Steuer-
recht; sind Pauschalbesteuerung und Quellensteuer weiterhin 
zulässig?, ST 2000, 1147, 1153; Koch/Heeb (FN 6), 116. Vgl. 
auch Känzig (FN 8), N 1 zu Art. 18bis BdBSt.

10	 Dazu Ziff. 3.3.2.
11	 Dazu Ziff. 3.3.3. 
12	 ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 1. 
13	 BGE 101 Ia 92 ff., 98. 
14	 BGer, unveröffentlichtes Urteil vom 23.1.2004 (2A.52/2003), 

m.w.H.; BGE 101 Ia 92 ff., 98. 
15	 Eidgenössische Steuerverwaltung, Informationsstelle 

für Steuerfragen (ESTV-Konkordat), Steuerinformationen, 
Teil A, Allgemeine Angaben, Das interkantonale Konkordat 
über den Ausschluss von Steuerabkommen vom 10. Dezember 
1948, Bern 1998, 6. 

16	 ESTV-Konkordat (FN 15), 6. 
17	 ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 2. 
18	 BGE 121 II 273 ff., 279. 
19	 Konkordat zwischen den Kantonen der Schweizerischen Eid-

genossenschaft über den Ausschluss von Steuerabkommen 
vom 10.12.1948, SR 671.1. Siehe dazu Ziff. 2. 

20	 Art. 1 Abs. 1: "Die Kantone verpflichten sich, keine Steuerab-
kommen mit Steuerpflichtigen abzuschliessen und von einer 
durch Gesetz oder Verordnung eingeräumten Befugnis zum 
Abschluss solcher Abkommen fortan keinen Gebrauch zu ma-
chen." Siehe dazu auch ESTV-Konkordat (FN 15), 1 ff., 6 f.

21	 Dazu Ziff. 2. Locher (FN 3), N 5 zu Art. 14 DBG, m.w.H., 
weist darauf hin, dass dennoch gewisse Berührungspunkte zwi-
schen (zulässiger) Aufwandbesteuerung und (unzulässigem) 
Steuerabkommen bestehen; dies namentlich dann, wenn über 
Elemente der Bemessungsgrundlage verhandelt wird oder 
wenn eine Einigung gleich für mehrere Jahre getroffen wird. 
Vgl. auch Hinny (FN 9), 1153; Maja Bauer-Balmelli/
Sanna Maas, Aufwandbesteuerung und englisches Konzept 
des Steuerstatus "Resident but not domiciled" – ein Vergleich, 
zsis Monatsflash 6/2006 (abrufbar unter www.zsis.ch).

22	 ESTV-Konkordat (FN 15), 6 f. Als Beispiel für gesetzlich nor-
mierte Steuer-"Privilegien" können etwa die Ausnahmen von 
der Steuerpflicht gemäss Art. 56 DBG genannt werden. 
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Grundlage, weshalb sie hinsichtlich der rechtsgleichen Be-
handlung aller Steuerpflichtigen unproblematisch sind. 

1.2.3	 Vereinbarungen im Verlauf eines 
Veranlagungsverfahrens

Ebenfalls nicht zu den unzulässigen Steuerabkommen zäh-
len Vereinbarungen, die im Verlauf eines Veranlagungsver-
fahrens zwischen Steuerpflichtigen und der zuständigen 
Behörde getroffen werden. Hierbei handelt es sich nicht 
um Abweichungen von der gesetzlichen Ordnung, sondern 
vielmehr um verfahrensmässige Verständigungen zwischen 
Behörden und Steuerpflichtigen23. 

1.3	 Problematik und Rechtfertigung der 
Besteuerung nach dem Aufwand

Die Aufwandbesteuerung ist politisch nicht unumstritten24. 
Verbreitet ist die Ansicht, dass es sich um eine unredliche 
Privilegierung wohlhabender Steuerpflichtiger handelt25. 
Aus juristischer Sicht wird vorgebracht, dass die Besteue-
rung nach dem Aufwand zu den Grundsätzen der Rechts-
gleichheit26, der Allgemeinheit der Steuer sowie der Be-
steuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit27 im 
Widerspruch stehe28. 

Die Diskussionen um die Beibehaltung oder Abschaf-
fung der Aufwandbesteuerung sind primär auf politischer 
Ebene29 zu führen. Aus rechtlicher Sicht30 trifft zu, dass 
den Bedenken, die unter dem Gesichtspunkt der Besteue-
rung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit geäussert 
werden31, eine gewisse Berechtigung32 nicht abgesprochen 
werden kann33. 

Letztlich ist eine steuerpolitische Güterabwägung vorzu-
nehmen. Zentral ist der Aspekt der Wirtschaftsförderung34. 
Die Möglichkeit, nach dem Lebensaufwand und nicht nach 
den weltweiten Einkommens- und Vermögensverhältnissen 
besteuert zu werden, ist für eine nicht unerhebliche Anzahl 
wohlhabender Ausländer Grund genug, ihren Wohnsitz in 
die Schweiz35 zu verlegen36. Davon profitieren das lokale 
Gewerbe, wie etwa der Bausektor, Handwerksbetriebe oder 
der Detailhandel, Tourismus, Anwälte sowie allgemein der 
Dienstleistungssektor und nicht zuletzt auch Banken, bei 

23	 ESTV-Konkordat (FN 15), 7; Richner/Frei/Kaufmann 
(FN 4), N 18 zu Art. 14 DBG, m.w.H.

24	 Bernasconi (FN 3), 1; ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 1; 
Harold Grüninger, Steuerrechtliche Entwicklungen, SZW 
2003, 18 ff., 26; StHG-Zwahlen (FN 6), N 4 zu Art. 6 StHG. 
Auch die Botschaft zum DBG und StHG weist darauf hin, dass 
die Besteuerung nach dem Aufwand "auf Zustimmung wie auf 
Ablehnung" stosse; Botschaft DBG/StHG, 51. Siehe auch die 
am 3.10.2003 von Nationalrätin Leutenegger-Oberholzer ein-
gereichte parlamentarische Initiative, welche die Abschaffung 
der Besteuerung nach dem Aufwand forderte, und die Debatte 
im Nationalrat vom 6.10.2005 dazu (Dokument 03.458n Pa.Iv. 

Leutenegger Oberholzer. Besteuerung nach dem Aufwand. 
Aufhebung) einsehbar unter http://www.parlament.ch/afs/data/
d/bericht/2003/d_bericht_n_k10_0_20030458_0_20040913.
htm (Initiative und Kommissionsbericht) bzw. das Protokoll der 
entsprechenden nationalrätlichen Debatte (Dokument 03.458 
Parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer Susanne. 
Besteuerung nach dem Aufwand. Aufhebung.), einsehbar unter 
http://www.parlament.ch/ab/frameset/d/n/4709/208488/d_n_
4709_208488_208596.htm. 

25	 ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 1; vgl. auch Bernasconi 
(FN 3), 1.

26	 Art. 8 BV. 
27	 Vgl. Art. 127 Abs. 2 BV.
28	 Richner (FN 2), 5; Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 1 zu 

Art. 14 DBG. Auch die Steuerrekurskommission I Zürich (Ur-
teil vom 16.12.1991, StE 1992, B 29.1 Nr. 3) ist der Ansicht, 
dass die Besteuerung nach dem Aufwand "der in der Schweiz 
üblichen Reineinkommenssteuer sowie der Besteuerung nach 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit klar widerspricht". 
Siehe zur Verfassungsmässigkeit der Besteuerung nach dem 
Aufwand auch Michael Beusch, Aufwandbesteuerung – Pri-
vileg für reiche Ausländer oder aus praktischen Gründen gebo-
tene Art der Ermessensveranlagung? zsis Monatsflash 10/2005 
(abrufbar unter www.zsis.ch), Ziff. 3.

29	 Siehe dazu die Debatte im Nationalrat vom 6.10.2005 (Doku-
ment 03.458 Parlamentarische Initiative Leutenegger Oberhol-
zer Susanne. Besteuerung nach dem Aufwand. Aufhebung.), 
einsehbar unter http://www.parlament.ch/ab/frameset/d/
n/4709/208488/d_n_4709_208488_208596.htm. 

30	 Vorab ist darauf hinzuweisen, dass die Aufwandbesteuerung 
im Rahmen der direkten Bundessteuer in einem Bundesge-
setz geregelt ist, welches aufgrund des Anwendungsgebotes 
von Art. 191 BV grundsätzlich nicht auf seine Verfassungs-
mässigkeit hin überprüft werden kann. Dies gilt aber nicht 
für kantonale Gesetze, weshalb auf eine eingehende sachliche 
Auseinandersetzung mit der erwähnten Problematik nicht zu 
verzichten ist. Vgl. auch Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), 
N 2 zu Art. 14 DBG. 

31	 Eine Rechtfertigung scheint nur aus Praktikabilitätsgründen 
möglich. Dazu etwa Peter Locher, Praktikabilität im Steu-
errecht (unter besonderer Berücksichtigung des materiellen 
Rechts der direkten Steuern), Festschrift zum 65. Geburtstag 
von Ernst Höhn, Bern 1995, 189 ff., 195.

32	 Weniger gilt dies für den Gesichtspunkt der Rechtsgleichheit; 
vgl. zur Zulässigkeit von durch den Gesetzgeber bewusst ge-
schaffener Inländerdiskriminierung BGE 129 II 249 ff. 

33	 Bernasconi (FN 3), 1; Felix Richner/Walter Frei/
Barbara Weber/Hans Brütsch, Kurzkommentar zum Zür-
cher Steuergesetz, Zürich 1997, N 2 zu § 31 StG-ZH, die in 
der Besteuerung nach dem Aufwand einen Verstoss gegen das 
Prinzip der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit sehen.

34	 Richner (FN 2), 6; zur wirtschaftlichen Bedeutung auch 
StHG-Zwahlen (FN 6), N 3 zu Art. 6 StHG.

35	 Oder sonst in einen anderen Staat mit vergleichbaren Besteue-
rungsmöglichkeiten.

36	 Bernasconi (FN 3), 1; Höhn/Waldburger (FN 6), § 14 
N 172. Siehe auch Wilhelm (FN 1), 74, für den die Aufwand-
besteuerung "un excellent moyen d'organiser leur situation fis-
cale et successorale sur le plan international" darstellt. Unter 
dem alten Regime der Erteilung von Aufenthaltsbewilligungen 
handelte es sich faktisch vor allem um Personen, welche ihren 
Lebensabend in der Schweiz verbringen wollten. 
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welchen bedeutende Vermögenswerte verwaltet werden37. 
Zudem nimmt der Steuerertrag der öffentlichen Hand zu; 
dies sowohl durch die nach dem Aufwand erhobene Steuer 
selbst als auch – je nach kantonaler Regelung – im Erbfall38 
eines vermögenden Ausländers mit Wohnsitz in der Schweiz 
oder bei Schenkungen39. Es verwundert daher nicht, dass 
eine Vielzahl anderer Staaten – bekannt ist insbesondere das 
englische Beispiel der "Taxation on Remittance Basis" bzw. 
der Steuerstatus "Resident but not Domiciled", aber auch 
etwa Luxemburg, Belgien, Monaco, Irland oder Liechten-
stein – ähnliche Modelle kennen40.

Im Rahmen der politischen Debatte ist somit die Frage 
zu beantworten, "ob die Schweiz solche Steuerzahler ins-
künftig behalten will oder nicht"41. Würde die Aufwandbe-
steuerung abgeschafft, ist nicht zu erwarten, dass Aufwand-
besteuerte fortan einfach nach dem ordentlichen Regime 
Steuern entrichten, sondern vielmehr die Schweiz wieder 
verlassen. Nicht höhere, sondern tiefere Steuereinnahmen 
wären die Folge42. Betroffen ist also die Standortattraktivität 
der Schweiz sowie der Steuerwettbewerb im europäischen 
und internationalen Vergleich, welchem sich die Schweiz 
nicht entziehen kann43.

In nächster Zeit ist deshalb zu erwarten, dass die Besteu-
erung nach dem Aufwand, die in der Schweizer Steuerland-
schaft seit Jahrzehnten fest verankert ist44 und an welcher 
im Zuge der Steuerharmonisierung festgehalten wurde45, 
weiterhin möglich bleibt46. 

2.	 Rechtsgrundlagen

2.1	 Historische Entwicklung

Die Kantone sind im Rahmen der Bundesverfassung in der 
Ausgestaltung ihres Steuerwesens frei47. Entsprechend un-
terschiedlich waren bzw. sind seit jeher die kantonalen Steu-
ergesetze. Diese Vielfalt führte dazu, dass die Kantone sehr 
unterschiedliche Regelungen hinsichtlich Steuererleichte-
rungen oder Steuerabkommen kennen. In der Vergangenheit 
war es in verschiedenen Kantonen in weitgehender Weise 
möglich, Steuerabkommen abzuschliessen48. Da diese un-
ter dem Gesichtspunkt der Grundsätze der Rechtsgleichheit 
sowie -sicherheit grosse Bedenken weckten49, wurde am 
10. Dezember 1948 das interkantonale Konkordat über den 
Ausschluss von Steuerabkommen abgeschlossen50. Neben 
einem Verbot des Abschlusses von Steuerabkommen wur-
de in diesem Konkordat auch eine Reihe von zulässigen 
Steuererleichterungen vorgesehen, u.a. die Aufwandbesteu-
erung51. Um sodann auch die Bundesgesetzgebung an die 
Bestimmungen des Konkordats über die Steuerpauschalie-
rung anzupassen, wurde am 11. Oktober 1949 vom Bun-
desrat eine Verordnung erlassen, mit welcher in den damals 
noch geltenden Bundesratsbeschluss über die Erhebung 
einer Wehrsteuer ein neuer Art. 18bis eingefügt52 wurde. 
Vorbilder für die heute geltende(n) Regelung(en) sind so-
mit das interkantonale Konkordat über den Ausschluss von 
Steuerabkommen sowie Art. 18bis BdBSt53. 

2.2	 Geltende gesetzliche Grundlagen

Von der erwähnten Möglichkeit der Kantone, Steuererleich-
terungen namentlich in Form der Steuerpauschalierung 
vorzusehen, machten zahlreiche Kantone in teils unter-
schiedlicher Weise Gebrauch54. Im Rahmen der Steuerhar-
monisierung sollte dieser Vielfalt an kantonalen Regelungen 

37	 Ausführlich Bernasconi (FN 3), 1 f.; vgl. auch die Äusse-
rungen von Nationalrat Baader in der nationalrätlichen Debat-
te zur Besteuerung nach dem Aufwand (Protokoll der Debatte, 
Dokument 03.458 Parlamentarische Initiative Leutenegger 
Oberholzer Susanne. Besteuerung nach dem Aufwand. Aufhe-
bung.), abrufbar unter http://www.parlament.ch/ab/frameset/d/
n/4709/208488/d_n_4709_208488_208596.htm. 

38	 Praktisch allerdings eher selten.
39	 Bernasconi (FN 3), 2.
40	 Bauer-Balmelli/Maas (FN 21), N 6.
41	 Ausführungen von Nationalrat Baader in der diesbezüglichen 

Debatte im Nationalrat (Protokoll der Debatte, Dokument 
03.458 Parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer Su-
sanne. Besteuerung nach dem Aufwand. Aufhebung.); abrufbar 
unter http://www.parlament.ch/ab/frameset/d/n/4709/208488/
d_n_4709_208488_208596.htm.

42	 Ausführungen von Nationalrat Baader in der erwähnten natio-
nalrätlichen Debatte (s. soeben FN 41). 

43	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 2 zu Art. 6 StHG; Richner/Frei/
Kaufmann (FN 4), N 2 zu Art. 14 DBG.

44	 Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 2 zu Art. 14 DBG; 
Wilhelm (FN 1), 74.

45	 Wilhelm (FN 1), 74.
46	 Vgl. FN 24; es sei an dieser Stelle aber auf die kantonale Volks-

initiative in Zürich der Alternativen Liste "Schluss mit den 
Steuerprivilegien für ausländische Millionärinnen und Millio-
näre" zur Abschaffung der Aufwandbesteuerung hingewiesen.

47	 ESTV-Konkordat (FN 15), 1.
48	 ESTV-Konkordat (FN 15), 1; zum Begriff des Steuerabkom-

mens siehe oben Ziff. 1.2.1.
49	 Weiter stellte sich das Problem, dass der immer stärker gewor-

dene Konkurrenzkampf unter den Kantonen um die Gewin-
nung reicher Steuerpflichtiger dazu führte, dass wohlhabende 
Personen diesen Kampf geschickt ausnutzen und für sich ent-
sprechende Vorteile daraus ziehen konnten; ESTV-Aufwand-
besteuerung (FN 2), 2; Wilhelm (FN 1), 74.

50	 Wilhelm (FN 1), 74. 
51	 Art. 1 Abs. 3 lit. a des Konkordats. 
52	 Art. 18bis BdBSt: 1 Die nach Art. 3 Ziff. 1 lit. a oder c steuer-

pflichtigen Personen, die nicht Schweizerbürger sind und in 
der Schweiz eine Erwerbstätigkeit weder ausüben noch je 
ausgeübt haben, können an Stelle der Steuer vom Einkommen 
eine Pauschalsteuer entrichten. Das nämliche Recht steht bis 
zum Ablauf des auf ihre Einreise folgenden Kalenderjahres 
den Schweizerbürgern zu, die wegen Landesabwesenheit in 
den letzten zehn Jahren nicht nach Art. 3 Ziff. 1 steuerpflichtig 
waren und in der Schweiz Wohnsitz oder Aufenthalt nehmen, 
ohne hier eine Erwerbstätigkeit auszuüben. (...). 

53	 Vgl. auch Botschaft DBG/StHG, 51. 
54	 ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 2; Richner (FN 2), 3. 
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entgegen getreten werden55. Art. 6 des Steuerharmonisie-
rungsgesetzes schreibt den Kantonen nun zwingend vor, 
dass natürliche Personen unter gewissen Voraussetzungen56 
das Recht haben, zumindest bis zum Ende der laufenden 
Steuerperiode anstelle der Einkommens- und Vermögens-
steuer eine Steuer nach dem Aufwand57 zu entrichten58. Die 
Frist für die Anpassung der kantonalen Steuergesetze59 ist 
per 1. Januar 2001 abgelaufen60.

In allen wesentlichen Punkten identisch61 ist der Wortlaut 
der entsprechenden Bestimmung auf Bundesebene im Ge-
setz über die direkte Bundessteuer, dessen Art. 14 ebenfalls 
die Möglichkeit der Steuerpauschalierung unter gewissen 
Voraussetzungen vorsieht. Art. 14 Abs. 2 DBG schreibt – 
im Gegensatz zur Regelung des StHG – zwingend vor, dass 
Ausländern das Recht auf pauschale Besteuerung bei Ein-
haltung aller Voraussetzungen auch "weiterhin" zusteht62. 
Zur näheren Bestimmung der Voraussetzungen und Einzel-
heiten der Besteuerung nach dem Aufwand bei der direkten 
Bundessteuer erliess der Bundesrat zudem am 15. März 
1993 eine entsprechende Ausführungsverordnung63. 

3.	 Voraussetzungen für die Besteuerung 
nach dem Aufwand

3.1	 Allgemeine Bemerkungen

Erfüllt eine Person alle Voraussetzungen für die Besteue-
rung nach dem Aufwand, besitzt sie den Rechtsanspruch, 
entsprechend besteuert zu werden64. Es liegt nicht im Er-
messen der zuständigen Steuerbehörden, eine Person nach 
ihrem Lebensaufwand zu besteuern oder nicht65. Umgekehrt 
besteht keine Pflicht, dass eine Person – trotz Erfüllung al-
ler Voraussetzungen – nach dem Lebensaufwand besteuert 
werden muss66. Hierauf kann verzichtet werden, womit eine 
Besteuerung nach der ordentlichen Bemessungsgrundlage 

55	 ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 2; Richner (FN 2), 3. 
56	 Dazu Ziff. 3.
57	 Vgl. die kantonalen Regelungen: Kanton Aargau: § 24 StG-

AG sowie § 5 der Verordnung zum Steuergesetz StGV (SAR 
651.111), dazu das Merkblatt "Besteuerung nach dem Auf-
wand" des Steueramtes des Kantons Aargau, abrufbar unter 
http://www.steuern.ag.ch; Kanton Appenzell-Ausserrhoden: 
Art. 16 StG-AR sowie Art. 6 der Verordnung zum Steuerge-
setz (Steuerverordnung, BGS 621.111); Kanton Appenzell-
Innerrhoden: Art. 17 StG-AI sowie der Standeskommissions-
beschluss zum Steuergesetz und zur Steuerverordnung vom 
5.12.2000, abrufbar unter http://steuern.ai.ch/file/1/ct_64_ct-
Download1.pdf; Kanton Basel-Land: § 10bis StG-BL; Kanton 
Basel-Stadt: § 14 StG-BS, dazu das Merkblatt "Besteuerung 
nach dem Aufwand" der Steuerverwaltung des Kantons Basel-
Stadt, abrufbar unter http://www.steuerverwaltung.bs.ch; Kan-
ton Bern: Art. 16 StG-BE sowie die Verordnung über die Be-
steuerung nach dem Aufwand VBA (BSG 661.312.21); Kanton 
Fribourg: Art. 14 StG-FR sowie der Beschluss vom 20.3.2001 
über die Besteuerung nach dem Aufwand (SGF 631.31); Kan-

ton Genf: Art. 14 StG-GE sowie Art. 1 bis 6 RALIPP I; Kanton 
Glarus: Art. 13 StG-GL; Kanton Graubünden: Art. 14 f. StG-
GR; Kanton Jura: Art. 31 Abs. 5 StG-JU sowie die ordonnance 
concernant l'évaluation de la dépense pour l'imposition à forfait 
de contribuables étrangers (RSJ 641.312.21); Kanton Luzern: 
§ 21 StG-LU sowie § 7 der Steuerverordnung des Kantons Lu-
zern (SRL 621); Kanton Neuchâtel: Art. 16 StG-NE; Kanton 
Nidwalden: Art. 16 StG-NW sowie die Vollzugsverordnung 
zum Gesetz über die Steuern des Kantons und der Gemeinden 
(Steuerverordnung, NGS 521.11); Kanton Obwalden: Art. 16 
StG-OW sowie die Ausführungsbestimmungen über die Besteu-
erung nach dem Aufwand vom 30.5.1995 und 20.3.2001 (GDB 
641.417); Kanton Schaffhausen: Art. 15 StG-SH sowie § 9 der 
Verordnung über die direkten Steuern (SHR 641.111); Kanton 
Schwyz: § 15 StG-SZ, dazu das entsprechende Merkblatt des 
kantonalen Steueramtes, einsehbar unter http://www.sz.ch/
steuern/Aktuell/Pauschalbesteuerung.html; Kanton Solothurn: 
§ 20 StG-SO sowie die Steuerverordnung Nr. 18 über die Be-
steuerung nach dem Aufwand (BGS 614.159.18); Kanton St. 
Gallen: Art. 28 ff. StG-SG sowie Art. 9 der Steuerverordnung 
(SGS 811.11); Kanton Tessin: Art. 13 StG-TI sowie Art. 1 des 
Regolamento della legge tributaria (RL 10.2.1.1.1); Kanton 
Thurgau: § 17a StG-TG sowie die Verordnung des Regierungs-
rates zum Gesetz über die Staats- und Gemeindesteuern vom 
10.11.1992 (TGS 640.11); Kanton Uri: Art. 18 Abs. 4 StG-UR 
sowie das Reglement über die Besteuerung nach dem Aufwand 
vom 17.5.2005; Kanton Waadt: Art. 18 StG-VD; Kanton Wal-
lis: Art. 11 StG-VS sowie der Beschluss des Staatsrates über 
die Pauschalsteuer vom 30.9.1992; Kanton Zug: § 14 StG-ZG 
sowie § 4 der Verordnung zum Steuergesetz (BGS 632.11); 
Kanton Zürich: § 13 StG-ZH sowie die Weisung des kantonalen 
Steueramtes über die Besteuerung nach dem Aufwand vom 
28.7.1999, abrufbar unter http://www.steueramt.zh.ch/erlas-
se_merkblaetter/w_aufwandbesteuerung.htm.

58	 Vgl. Art. 6 Abs. 1 StHG. Für diejenigen Kantone, deren Steu-
ergesetze bereits Bestimmungen über eine Besteuerung nach 
dem Aufwand enthielten, bedeutet bzw. bedeutete dies, dass 
bis zum Jahre 2001 die von Art. 6 StHG vorgesehene Form 
übernommen werden musste; ESTV-Aufwandbesteuerung 
(FN 2), 3; siehe auch Richner (FN 2), 3.

59	 ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 3. 
60	 Freigestellt blieb es den Kantonen aber ausdrücklich, ob Aus-

ländern das Recht auf Steuerpauschalierung auch weiterhin, 
d.h. zeitlich unbeschränkt, gewährt werden soll oder nicht; 
Art. 6 Abs. 2 StHG; ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 3; 
Richner (FN 2), 3.

61	 ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 3.
62	 Art. 14 Abs. 2 DBG: Sind diese Personen nicht Schweizer Bür-

ger, so steht ihnen das Recht auf Entrichtung der Steuer nach 
dem Aufwand auch weiterhin zu." ESTV-Aufwandbesteuerung 
(FN 2), 3. 

63	 Verordnung über die Besteuerung nach dem Aufwand bei der 
direkten Bundessteuer vom 15.3.1993, SR 642.123 (nachfol-
gend VO des Bundesrates über die Besteuerung nach dem Auf-
wand). Siehe auch Art. 14 Abs. 4 DBG.

64	 Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 4 zu Art. 14 DBG; 
StHG-Zwahlen (FN 6), N 6 zu Art. 6 StHG. 

65	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 6 zu Art. 6 StHG.
66	 ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 5; Höhn/Waldburger 

(FN 6), § 14 N 173; Wilhelm (FN 1), 75. Zu beachten ist, 
dass der Aufwandbesteuerte trotzdem der AHV-Pflicht unter-
steht. Der Minimalbetrag beträgt CHF 445.00 pro Jahr, der 
Maximalbetrag CHF 10 100.00 pro Jahr.
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erfolgt67. Die freiwillige Besteuerung nach dem Aufwand 
ohne Erfüllung aller Voraussetzungen ist hingegen nicht 
möglich68. 

Nachfolgend werden die Voraussetzungen, welche eine 
steuerpflichtige Person zu erfüllen hat, um nach ihrem Le-
bensaufwand besteuert zu werden, im Einzelnen erläutert. 

3.2	 Subjektive Voraussetzungen

3.2.1	 Mögliche berechtigte Personen

Gemäss dem Wortlaut von Art. 6 StHG und Art. 14 DBG 
können nur natürliche Personen nach dem Aufwand be-
steuert werden69. Die pauschale Besteuerung juristischer 
Personen ist nicht vorgesehen70. Der Kontext und die sys-
tematische Einbettung der Normen über die Besteuerung 
nach dem Aufwand zeigen, dass auch eine Besteuerung von 
Personengesellschaften nach dem Aufwand unzulässig ist71. 
Folglich können nur Privatpersonen den Lebensaufwand zur 
Bemessungsgrundlage für ihre Steuerbelastung erheben72. 

3.2.2	 Steuerrechtlicher Wohnsitz bzw. Aufenthalt

Um unter die schweizerische Steuerhoheit zu fallen, müssen 
Personen, die nach ihrem Lebensaufwand besteuert werden 
wollen, die ordentlichen Voraussetzungen der Steuersub-
jektivität erfüllen73. Zu begründen ist ein steuerrechtlicher 
Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz74. 

3.2.3	 Aufnahme des Wohnsitzes oder 
Aufenthaltes

Eine Person kann nur dann der Aufwandbesteuerung unter-
stellt werden, wenn sie erstmals ihren Wohnsitz oder Auf-
enthalt in der Schweiz begründet oder wenn sie zuvor wäh-
rend mindestens zehn Jahren landesabwesend war75.

Nicht jede Anwesenheit in der Schweiz stellt einen Aus-
schlussgrund hinsichtlich der Besteuerung nach dem Auf-
wand dar. Eine Besteuerung nach dem Aufwand ist nur aus-
geschlossen, wenn sich die Landesanwesenheit so gestaltet, 
dass sie einen steuerrechtlichen Aufenthalt oder Wohnsitz 
in der Schweiz zu begründen vermag. 

3.2.4	 Erwerbstätigkeit

Zentral für die Zulässigkeit der Aufwandbesteuerung ist 
die Voraussetzung, dass die steuerpflichtige Person in der 
Schweiz keiner Erwerbstätigkeit nachgeht76. Erwerbstätig-
keit stellt jede haupt- oder nebenberufliche Tätigkeit77 dar, 
welche zur Erzielung von Einkommen ausgeübt wird78, ob 
in selbständiger oder unselbständiger Stellung79.

Zwingend für die Begriffsbestimmung ist die entgeltliche 
Ausübung80 der Tätigkeit81. Es muss also ein "Erwerbs-
zweck" vorliegen82. Ein solcher fehlt, wenn ein entrichteter 
Lohn nur als Unkostenersatz zu qualifizieren ist oder eine 
Tätigkeit gänzlich ehrenamtlich ausgeübt wird83. Für die 
Annahme einer Erwerbstätigkeit ist im Weiteren ein ge-

wisser quantitativer Umfang erforderlich – einige geschäft-
liche Telefonate vom privaten schweizerischen Domizil aus 
genügen für eine Berufsausübung in der Schweiz nicht84. 

Schwieriger gestaltet sich die Frage, wie die Formulie-
rung des DBG und StHG zu verstehen ist, es dürfe "hier" 
keine Erwerbstätigkeit ausgeübt werden85. Nach konstan-

67	 Wobei das Recht, auf eine Pauschalierung zu verzichten, an-
lässlich jeder Veranlagungsperiode besteht; Locher (FN 3), 
N 4 zu Art. 14 DBG; StHG-Zwahlen (FN 6), N 6 zu Art. 6 
StHG. 

68	 Bernasconi (FN 3), 9; Eidgenössische Steuerverwal-
tung, Hauptabteilung Direkte Bundessteuer (ESTV-
Kreisschreiben), Kreisschreiben Nr. 9, Verordnung über die 
Besteuerung nach dem Aufwand bei der direkten Bundes
steuer, Bern 1993, 1; Locher (FN 3), N 7 zu Art. 14 DBG.

69	 ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 4; Koch/Heeb (FN 6), 
117; Richner (FN 2), 7; StHG-Zwahlen (FN 6), N 7 zu 
Art. 6 StHG. 

70	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 7 zu Art. 6 StHG. 
71	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 7 zu Art. 6 StHG. 
72	 Anzumerken bleibt, dass selbstverständlich eine natürliche 

Person, die im Ausland einer Personengesellschaft angehört 
und in der Schweiz ihren Wohnsitz hat, die Besteuerung nach 
dem Aufwand wählen kann, sofern sie die übrigen Vorausset-
zungen erfüllt – namentlich, dass sie in der Schweiz keiner 
Erwerbstätigkeit nachgeht; vgl. unten Ziff. 3.2.4 und StHG-
Zwahlen (FN 6), N 7 zu Art. 6 StHG. 

73	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 15 zu Art. 6 StHG.
74	 Vgl. Art. 3 Abs. 1 DBG. 
75	 Art. 14 Abs. 1 DBG; Art. 6 Abs. 1 StHG; ESTV-Kreisschrei-

ben (FN 68), 1; StHG-Zwahlen (FN 6), N 18 zu Art. 6 StHG. 
76	 Art. 14 Abs. 1 DBG; Art. 6 Abs. 1 StHG; StHG-Zwahlen 

(FN 6), N 19 ff. zu Art. 6 StHG; BGE 87 I 376 ff. 
77	 BGer, Urteil vom 15.5.2000, StE 2001 B 29.1 Nr. 6, a (eben-

falls abgedruckt in ASA Nr. 70, 575 ff.); Bemerkungen zu 
diesem Urteil bei Grüninger (FN 24), 26 ff.; Bernasconi 
(FN 3), 10. 

78	 Bernasconi (FN 3), 10; ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 
2; ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 5; StHG-Zwahlen 
(FN 6), N 21 zu Art. 6 StHG. 

79	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 21 zu Art. 6 StHG.
80	 Dazu ein Urteil des Bundesgerichtes aus dem Jahre 1948, in 

dem entschieden wurde, dass ein ausländisches Verwaltungs-
ratsmitglied, welches eine feste Entschädigung, Tantiemen 
sowie Taggelder bezieht, eine Erwerbstätigkeit ausübt und so-
mit kein Recht auf Besteuerung nach dem Aufwand hat, ASA 
Nr. 17, 391 ff. 

81	 Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 11 zu Art. 14 DBG. 
82	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 21 zu Art. 6 StHG. 
83	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 21 zu Art. 6 StHG. Ähnlich auch 

Bernasconi (FN 3), 11, der dafür plädiert, dass bei ehrenamt-
licher Tätigkeit Einkünfte bis zum Betrag von CHF 12 000.– 
noch keine Erwerbstätigkeit begründen sollen. Einkünfte bis 
zu solcher Höhe werden m.E. regelmässig blossen Unkostener-
satz darstellen, doch dürfte es schwierig sein, hier eine genaue 
betragsmässige Grenze zu bestimmen. Siehe auch Richner/
Frei/Kaufmann (FN 4), N 12 zu Art. 14 DBG. 

84	 BGer, Urteil vom 15.5.2000, StE 2001, B 29.1 Nr. 6, b. 
85	 Vgl. StHG-Zwahlen (FN 6), N 19 zu Art. 6 StHG. 
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ter höchstrichterlicher Rechtsprechung86 darf keine Be-
rufsausübung auf schweizerischem Boden, d.h. auf dem 
geographischen Gebiet der Schweiz87, vorliegen88. Die Be-
weislast hierfür liegt bei der zuständigen Steuerbehörde89. 
Die steuerpflichtige Person, welche die Aufwandbesteue-
rung beantragt, darf somit physisch in der Schweiz keine 
Erwerbstätigkeit ausüben90, andernfalls die Besteuerung 
nach dem Aufwand ausgeschlossen ist. Irrelevant ist, ob die 
Berufsausübung in einem Zusammenhang mit der Schwei-
zer Wirtschaft steht oder nicht91. Ebenso nicht von Belang 
ist der Wohnsitz/Sitz des Arbeitgebers oder wie die Arbeit 
"verwertet" wird92. Entscheidend ist die persönliche Anwe-
senheit. Demgegenüber steht eine Erwerbstätigkeit im Aus-
land einer Aufwandbesteuerung nicht entgegen, unabhän-
gig davon, ob sie für einen ausländischen oder Schweizer 
Arbeitgeber erbracht wird93. 

Ob es von Bedeutung ist, dass eine Person in der Ver-
gangenheit in der Schweiz bereits einmal einer Erwerbstä-
tigkeit nachgegangen ist, ist umstritten. Allein aus der Tat-
sache, dass der Steuerpflichtige – sei dies auch innert der 
letzten zehn Jahre – in der Schweiz einer Erwerbstätigkeit 
nachgegangen ist, kann nach der hier vertretenen Ansicht 
nicht geschlossen werden, dass die Besteuerung nach dem 
Aufwand ausgeschlossen ist94. Dies zeigt sich aus einem 
Vergleich zwischen der Formulierung von Art. 18bis BdBSt 
und derjenigen von Art. 14 DBG bzw. Art. 6 StHG: Wäh-
rend in erstgenannter Bestimmung noch explizit gefordert 
wurde, dass die in Frage kommenden Steuersubjekte "in der 
Schweiz eine Erwerbstätigkeit weder ausüben noch je aus-
geübt haben", sind sowohl das DBG als auch das StHG in-
sofern milder, als sie lediglich fordern, dass diese Personen 
"hier keine Erwerbstätigkeit ausüben"95. Daraus kann ge-
schlossen werden, dass – wollte man eine Erwerbstätigkeit 
in der Vergangenheit weiterhin allgemein und unabhängig 
von deren Dauer als Hinderungsgrund für die Aufwandbe-
steuerung betrachten – auch der ursprüngliche, restriktivere 
Gesetzestext beibehalten worden wäre. 

Eine Erwerbstätigkeit in der Vergangenheit kann aber 
von Bedeutung sein, wenn sie – zusammen mit einer Auf-
enthaltsdauer von bestimmter Länge – einen steuerrecht-
lich relevanten Aufenthalt innerhalb der letzten zehn Jahre 
begründet96. In diesem Fall scheidet die Möglichkeit der 
Aufwandbesteuerung aus, da der Wohnsitz oder Aufenthalt 
erstmalig oder nach einer Landesabwesenheit97 von min-
destens zehn Jahren zu begründen ist. 

Folglich ist bei Vorliegen einer in der Vergangenheit 
erfolgten Erwerbstätigkeit in der Schweiz wie folgt vor-
zugehen: Zunächst muss geklärt werden, ob diese innert 
der letzten zehn Jahre stattfand. Ist dem so, ist zusätzlich 
zu prüfen, ob die mit der Erwerbstätigkeit verbundene An-
wesenheit in der Schweiz einen steuerrechtlich relevanten 
Aufenthalt oder Wohnsitz begründete. Erst wenn auch dies 
gegeben ist, entfällt die Möglichkeit der Besteuerung nach 
dem Aufwand. 

Das Fehlen einer Erwerbstätigkeit ist auch über das 
Steuerrecht hinaus von Bedeutung: Nicht-EU-Ausländern, 
welche weniger als 55 Jahre alt sind, wird eine Aufent-

haltsbewilligung regelmässig nur erteilt, wenn ihnen auch 
eine Arbeitsbewilligung erteilt werden kann98. Dies steht in 

86	 BGer, Urteil vom 15.9.1961, ASA Nr. 30, 366 ff; BGer, Urteil 
vom 15.5.2000, StE 2001, B 29.1 Nr. 6. 

87	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 19 zu Art. 6 StHG, m.w.H. 
88	 BGer, Urteil vom 15.9.1961, ASA Nr. 30, 366 ff., 368; BGer, 

Urteil vom 15.5.2000, StE 2001, B 29.1 Nr. 6, a. 
89	 BGer, Urteil vom 15.5.2000, StE 2001 B 29.1 Nr. 6, b (eben-

falls abgedruckt in ASA Nr. 70, 575 ff.); BGE 121 II 257 ff., 
266; BGer, Urteil vom 15.9.1961, ASA Nr. 62, 720 ff., 720.

90	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 19 zu Art. 6 StHG, m.w.H. 
91	 BGer, Urteil vom 15.9.1961, ASA Nr. 30, 366 ff., 368 f. 

(BGE 87 I 376 ff.). 
92	 Locher, Peter: Einführung in das internationale Steuerrecht 

der Schweiz, Bern 2005, 418. Zustimmend StHG-Zwahlen 
(FN 6), N 19 zu Art. 6 StHG. A.A. Bernasconi (FN 3), 12, 
der den Standpunkt vertritt, dass Schriftstellern oder Wissen-
schaftlern, welche den "intellektuellen Teil" ihrer Arbeit in der 
Schweiz vollbringen, diese dann aber im Ausland verwerten 
lassen, die Aufwandbesteuerung gewährt werden sollte; dies 
unter der Voraussetzung, dass sie in der Schweiz weder eine 
Betriebsstätte unterhalten noch über Angestellte verfügen. 
M.E. kann dem, entsprechend der dargelegten Überlegungen, 
nicht gefolgt werden. Massgebend ist der Ort der physischen 
Arbeitsleistung.

93	 Bernasconi (FN 3), 10; BGer, Urteil vom 15.5.2000, StE 
2001 B 29.1 Nr. 6 (ebenfalls abgedruckt in ASA Nr. 70, 
575 ff.). Entsprechend kann etwa ein Handelsreisender, der 
ausschliesslich das Ausland bereist, zu seinem Schweizer 
Wohnsitz aber keinerlei geschäftliche, sondern nur persönliche 
Beziehungen aufweist, nach dem Aufwand besteuert werden; 
Känzig (FN 8), N 3 zu Art. 18bis BdBSt. A.A., jedoch ohne 
Begründung, ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 5; ebenso 
Bernasconi (FN 3), 10.

94	 So aber ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 1; ebenso Richner/
Frei/Kaufmann (FN 4), N 7 zu Art. 14 DBG; Locher (FN 3), 
N 6 zu Art. 14 DBG. 

95	 Aus diesem Grunde vermag auch der Verweis bei Richner/
Frei/Kaufmann (FN 4), N 7 zu Art. 14 DBG, auf BGE 87 I 
376 ff. (ASA Nr. 30, 366 ff.) nicht zu überzeugen, da diesem 
Entscheid die Bestimmung des Art. 18bis BdBSt zu Grunde 
lag. 

96	 Vgl. Art. 3 Abs. 3 DBG. 
97	 Zum Begriff der Landesabwesenheit oben 3.2.3 Aufnahme des 

Wohnsitzes oder Aufenthaltes. 
98	 Art. 34 BVO; siehe auch Locher (FN 3), N 7 zu Art. 14 DBG. 

Andernfalls bleibt nur der Ausnahmetatbestand von Art. 36 
BVO, welcher vorsieht, dass anderen nichterwerbstätigen Aus-
ländern Aufenthaltsbewilligungen erteilt werden, wenn wich-
tige Gründe es gebieten. Als solche werden in gewissen Kanto-
nen auch fiskalische Interessen betrachtet. In diesem Fall sind 
jedoch zusätzliche Voraussetzungen zu erfüllen. Gemäss dem 
Bundesamt für Migration, Weisungen und Erläuterungen 
über Einreise, Aufenthalt und Arbeitsmarkt (ANAG-Wei-
sungen), Bern, Mai 2006, Ziff. 555, muss der gesuchstellende 
Ausländer in diesem Fall nachweisen, dass er Beziehungen zur 
Schweiz besitzt (schweizerische Vorfahren, Schule, Studium 
oder Ausbildung in der Schweiz, frühere lange oder wiederhol-
te Aufenthalte), den Lebensmittelpunkt in die Schweiz verlegt 
und sich während insgesamt mindestens sechs Monaten pro 
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einem gewissen Widerspruch zu den Voraussetzungen für 
die Besteuerung nach dem Aufwand99. Die Praxis100 behilft 
sich mit einer Anstellung in der Schweiz, beispielsweise bei 
einer neu gegründeten Gesellschaft, bei welcher Aktivitäten 
allein im Ausland ausgeführt werden101. Eine solche Er-
werbstätigkeit, welche sich physisch in der Schweiz nicht 
verwirklicht, steht der Aufwandbesteuerung nicht entge-
gen102. 

Aus dem oben Dargelegten ergibt sich e contrario, dass 
Personen, deren Erwerbstätigkeit sich einzig im Ausland 
auswirkt, aber in der Schweiz erbracht wird, nicht der Be-
steuerung nach dem Aufwand unterstellt werden können103. 
Wenn also Verwaltungsräte104, Sportler105, Musiker, Kompo-
nisten, Künstler106, Erfinder usw. ihre Arbeit auf dem Lan-
desgebiet der Schweiz erbringen, ist eine Besteuerung nach 
ihrem Lebensaufwand ausgeschlossen, selbst wenn sich die 
"Resultate" ihrer Arbeit einzig im Ausland manifestieren107. 

3.2.5	 Schweizer Bürger und Ausländer; 
Doppelbürger

Grundsätzlich können sowohl Schweizer Bürger als auch 
Ausländer für die Besteuerung nach dem Aufwand optie-
ren. Unterschiede bestehen jedoch in der Dauer, für welche 
diese Besteuerungsart gewählt werden kann108. 

Eine Person, die das Schweizer Bürgerrecht innehat, 
kann – sofern sie die übrigen Voraussetzungen erfüllt – nur, 
aber immerhin, beim Zuzug in die Schweiz bis zum Ende 
der laufenden Steuerperiode für die Besteuerung nach dem 
Aufwand optieren109. Für ausländische Staatsangehörige 
gilt folgendes: Im Bereich der direkten Bundessteuer sieht 
Art. 14 Abs. 2 DBG zwingend vor, dass die Aufwandbe-
steuerung nicht nur für die laufende Periode, sondern auch 
weiterhin – zeitlich grundsätzlich unbeschränkt110 – mög-

	 Kalenderjahr in der Schweiz aufhalten und eine allfällige Er-
werbstätigkeit nur im Ausland und lediglich in beschränktem 
Umfang ausüben wird. 

	 99	 Vgl. Grüninger (FN 24), 28. 
100	 Siehe etwa BGer, Urteil vom 15.5.2000, StE 2001 B 29.1 Nr. 6 

(ebenfalls abgedruckt in ASA Nr. 70, 575 ff.). 
101	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 20 zu Art. 6 StHG. Gerade diese 

Konstellation lag dem soeben zitierten Urteil des Bundesge-
richtes zu Grunde (BGer, Urteil vom 15.5.2000, StE 2001 
B 29.1 Nr. 6 [ebenfalls abgedruckt in ASA Nr. 70, 575 ff.]). 

102	 BGer, Urteil vom 15.5.2000, StE 2001 B 29.1 Nr. 6 (ebenfalls 
abgedruckt in ASA Nr. 70, 575 ff.); StHG-Zwahlen (FN 6), 
N 20 zu Art. 6 StHG. 

103	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 22 zu Art. 6 StHG. 
104	 Nach Bernasconi (FN 3) sollten Kommanditäre einer Schwei-

zer Kommanditgesellschaft, die nur die Zinsen, die ihrer Quote 
entsprechen, sowie ihren Anteil am Gewinn beziehen, nicht 
als erwerbstätig gelten. Dem ist zuzustimmen, bringt doch die 
Stellung als Kommanditär per se noch kein berufliches Tätig-
werden mit sich; sobald jedoch – etwa als unbeschränkt haf-

tender Komplementär – einer Erwerbstätigkeit nachgegangen 
wird, ist die Besteuerung nach dem Aufwand nicht mehr mög-
lich. Zum Ganzen Bernasconi (FN 3), 11. 

105	 Vgl. Stephan Hürlimann, Professioneller Sport und Steu-
ern, Grundsätzliches aus nationaler und internationaler Sicht, 
CaS 2004, 199 ff., 207 f. 

106	 Bernasconi (FN 3) plädiert dafür, dass Künstler, welche 
vereinzelt in der Schweiz auftreten und ihre Einkünfte wohl-
tätigen Organisationen zukommen lassen, ebenfalls als nicht 
erwerbstätig zu gelten haben. Dies trifft zu, weil diese Konstel-
lation mit der erwähnten ehrenamtlichen Tätigkeit vergleich-
bar ist. Es dürfte aber nicht unproblematisch sein, im Einzelfall 
jeweils zu überprüfen oder festzulegen, wie oft jemand in der 
Schweiz in solchen Fällen tätig sein darf und eine Kontrolle 
darüber zu haben, ob ein Einkommen tatsächlich an wohltä-
tige Organisationen fliesst. Abhilfe könnte in solchen Fällen 
eine dahingehende Lösung schaffen, dass ein Künstler (o.ä.), 
der in genannter Weise in der Schweiz auftreten möchte, den 
Nachweis dafür erbringen muss, dass sich a) seine Tätigkeit in 
einem gewissen Rahmen hält und dass b) sämtliche Einkünfte 
daraus an wohltätige Organisationen gespendet werden. Sie-
he zum Ganzen Bernasconi (FN 3), 11. Ähnlich auch Peter 
Agner/Angelo Digeronimo/Hans-Jürg Neuhaus/Gott-
hard Steinmann, Kommentar zum Gesetz über die direkte 
Bundessteuer, Ergänzungsband, Zürich 2000, N 5 zu Art. 14 
DBG. 

107	 ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 2; StHG-Zwahlen (FN 6), 
N 22 zu Art. 6 StHG. 

108	 ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 1; ESTV-Aufwandbesteu-
erung (FN 2), 4 f.; Locher (FN 3), N 6 zu Art. 14 DBG. Mit 
Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 15 zu Art. 14 DBG, ist 
darauf aufmerksam zu machen, dass diese Differenzierung 
unter dem Blickwinkel der Rechtsgleichheit Bedenken weckt. 
Eine Begründung für diese Ungleichbehandlung kann jeden-
falls nicht darin liegen, dass die Einkommens- und Vermögens-
verhältnisse bei Ausländern schwieriger zu ermitteln seien; 
es wäre nicht einzusehen, weshalb diese Schwierigkeiten bei 
einem zuziehenden Schweizer nach Ablauf einer Steuerperio-
de bereits wegfallen, bei ausländischen Staatsangehörigen aber 
fortdauern. S. zum Ganzen oben Ziff. 1.3, insb. aber auch oben 
FN 32 sowie BGE 129 II 249 ff. zur Zulässigkeit von durch den 
Gesetzgeber bewusst geschaffener Inländerdiskriminierung.

109	 ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 2; Locher (FN 3), N 8 zu 
Art. 14 DBG; StHG-Zwahlen (FN 6), N 12 zu Art. 6 StHG. 

110	 Zum Ende des Rechts auf Besteuerung nach dem Aufwand 
unten Ziff. 4.2. Hinny (FN 9) weist auf das Verhältnis dieser 
Regelung zu den bilateralen Verträgen mit der EU, namentlich 
zum Personenfreizügigkeitsabkommen, hin. An sich ist nach 
diesen Abkommen die hier vorliegende Schlechterstellung 
von Inländern gegenüber EU-Ausländern (sog. Inländerdis-
kriminierung) unzulässig. Auf dieses Verbot der Inländerdis-
kriminierung können sich jedoch grundsätzlich nur Erwerbs-
tätige berufen, gerade also dieser Personenkreis, der von einer 
Besteuerung nach dem Aufwand ausgeschlossen ist. Einzig 
diejenigen Personen, die sich ausnahmsweise ohne Erwerbs-
tätigkeit auf die Inländergleichbehandlung berufen können 
(nichterwerbstätige Familienangehörige einer freizügigkeits-
berechtigten Person) hätten damit die Möglichkeit, gestützt auf 
das Verbot der Inländerdiskriminierung die Aufwandbesteue-
rung zu verlangen. Darunter fallen aber lediglich unter 21-jäh-
rige Kinder von Erwerbstätigen oder von solchen Erwerbstäti-
gen unterhaltene Personen. Siehe zum Ganzen Hinny (FN 9), 
1152 ff. 
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lich ist111. In diesem Punkt unterscheidet sich die Regelung 
des StHG von derjenigen des DBG: Art. 6 Abs. 2 StHG ist 
als "Kann-Vorschrift" formuliert112. Dies bedeutet, dass es 
den Kantonen offen gelassen ist, ob sie die Aufwandbe-
steuerung ausländischen Staatsangehörigen auch über die 
Zuzugsperiode hinweg zugestehen wollen113. Allerdings ist 
dies insofern nicht von Belang, als mittlerweile alle Kan-
tone in ihren Steuergesetzen die zeitlich unbeschränkte 
Möglichkeit der Besteuerung nach dem Aufwand für aus-
ländische Staatsangehörige vorsehen114. 

Personen, die neben der schweizerischen zusätzlich eine 
weitere Staatsbürgerschaft besitzen, gelten nach der For-
mulierung von Art. 14 DBG und Art. 6 StHG nicht als Aus-
länder115. Sie können die Besteuerung nach dem Aufwand 
lediglich wie in die Schweiz zurückgekehrte Schweizer 
Bürger in Anspruch nehmen116.

3.2.6	 Ehepaare und Kinder

Eingehender zu erläutern ist die Frage, ob bei Ehepaaren 
beide Ehegatten die Voraussetzungen für die Entrichtung 
der Steuer nach dem Aufwand erfüllen müssen, um für die-
se Besteuerungsart optieren zu können117. Grundsätzlich hat 
jede Person für sich selbst die subjektiven Voraussetzungen 
zu erfüllen, um unter die schweizerische Steuerhoheit zu 
fallen118. Entsprechend sind die Voraussetzungen, etwa 
bezüglich des Wohnsitzes oder Aufenthaltes119, bei einem 
Ehepaar von beiden Ehegatten120 zu erfüllen. Falls ein Ehe-
gatte die subjektiven Voraussetzungen für die Besteuerung 
in der Schweiz nicht erfüllt, so können nicht beide in der 
Schweiz besteuert werden121.

Im Hinblick auf die einzelnen subjektiven Vorausset-
zungen für die Entrichtung der Steuer nach dem Aufwand 
gilt es anschliessend zu prüfen, ob bei einem Ehepaar, bei 
welchem nur ein Ehegatte sämtliche Voraussetzungen er-
füllt, auch der andere die Aufwandbesteuerung wählen 
kann122. Der Grundsatz der Familienbesteuerung123, welcher 
sicherstellt, dass eine Familie nach ihrer wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit besteuert wird124, erfordert im Grundsatz 
eine Faktorenaddition125. Trotz der gemeinsamen Veranla-
gung bleiben Ehegatten "selbständige" Steuerpflichtige126, 
die gleichermassen am Veranlagungsverfahren teilneh-
men127. Da die Besteuerung nach dem Aufwand nichts an-
deres darstellt als eine besondere Art der Bestimmung der 
Bemessungsgrundlage und die Ermittlung dieser Grundla-
ge auch bei der Familienbesteuerung für jeden Ehegatten 
zunächst gesondert erfolgt, muss jeder Ehegatte für sich al-
leine die entsprechenden Voraussetzungen erfüllen128. Wenn 
die Bemessungsgrundlage für jeden Ehegatten je einzeln 
bestimmt wird, so muss sich auch die Methode für diese 
Bestimmung je einzeln definieren; entsprechend ist je ein-
zeln zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die Bestimmung 
dieser Grundlage nach dem Lebensaufwand vorliegen. Im 
Resultat bedeutet dies, dass es ausreicht, wenn ein Ehegat-
te die Voraussetzungen erfüllt. Er oder sie kann dann für 
die Aufwandbesteuerung optieren. Dies bedeutet aber nur, 
dass seine eigene Bemessungsgrundlage nach dem Lebens-

aufwand zu bestimmen ist. Die Bemessungsgrundlage des 
anderen Ehegatten wird separat bestimmt129. Entsprechend 
genügt es für die Besteuerung nach dem Lebensaufwand 
für beide Ehegatten nicht, wenn nur einer sämtliche Voraus-
setzungen erfüllt. 

Sinngemäss gleiches gilt für ein Kind, dessen Ertrags-
einkommen nach Art. 3 Abs. 3 StHG bzw. Art. 9 Abs. 2 
DBG unter gewissen Voraussetzungen dem Inhaber der 
elterlichen Sorge zugerechnet wird130. Wenn das Kind alle 
Voraussetzungen für die Besteuerung nach dem Aufwand 
erfüllt, kann es diese Besteuerungsart wählen, was bewirkt, 
dass dieses Element der Bemessungsgrundlage entspre-
chend den Grundsätzen der Aufwandbesteuerung zum Be-
messungsobjekt der Eltern hinzugerechnet wird131. 

111	 Nach der Formulierung von Art. 14 DBG und Art. 6 StHG 
("Sind diese Personen nicht Schweizer Bürger [...]") müssen 
die Ausführungen für ausländische Staatsangehörige gleicher-
massen für Personen ohne Staatsbürgerschaft gelten. Ebenso 
Höhn/Waldburger (FN 6), § 14 N 173.

112	 Art. 6 Abs. 2 StHG: "Sind diese Personen nicht Schweizer 
Bürger, so kann ihnen das Recht auf Entrichtung der Steuer 
nach dem Aufwand auch weiterhin zugestanden werden."

113	 ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 6; Richner (FN 2), 3.
114	 ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 6; Grüninger (FN 24), 

25. 
115	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 14 zu Art. 6 StHG. 
116	 Bernasconi (FN 3), 10; Locher (FN 3), N 8 zu Art. 14 

DBG.
117	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 8 zu Art. 6 StHG. 
118	 Vgl. Art. 3 DBG. 
119	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 16 zu Art. 6 StHG. 
120	 Dasselbe gilt auch für Kinder, die unter elterlicher Sorge ste-

hen; StHG-Zwahlen (FN 6), N 16 zu Art. 6 StHG. 
121	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 8 zu Art. 6 StHG. 
122	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 8 zu Art. 6 StHG. 
123	 Art. 9 DBG sowie Art. 3 Abs. 3 StHG; siehe dazu, statt vie-

ler Martin Zweifel/Peter Athanas, (Hrsg.) (DBG-Bear-
beiter), Kommentar zum Schweizerischen Steuerrecht I/2a, 
Basel 2000; DBG-Greminger, N 1 ff. zu Art. 9 DBG. 

124	 Durch Zusammenrechnung resp. Zusammenlegung der Ein-
kommen der in ungetrennter Ehe lebenden Ehegatten; vgl. 
DBG-Greminger (FN 123), N 2 zu Art. 9 DBG. 

125	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 9 zu Art. 6 StHG. 
126	 DBG-Greminger (FN 123), N 3 zu Art. 9 DBG, m.w.H. 
127	 Mit diesem Modell der Faktorenaddition wird nach Zwahlen 

(FN 6) dem Grundgedanken Rechnung getragen, dass beide 
Ehegatten je selbständig die Voraussetzungen subjektiver und 
objektiver Steuerpflicht erfüllen müssen, um überhaupt unter 
die Steuerpflicht eines schweizerischen Steuergesetzes zu fal-
len; StHG-Zwahlen (FN 6), N 9 zu Art. 6 StHG. 

128	 Locher (FN 3), N 6 zu Art. 14 DBG. 
129	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 9 zu Art. 6 StHG; DBG-Zwahlen 

(FN 123), N 8 zu Art. 14 DBG; ähnlich auch Bernasconi 
(FN 3), 12; a.M. Locher (FN 3), N 6 zu Art. 14 DBG; 
Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 8 zu Art. 14 DBG.

130	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 10 zu Art. 6 StHG. 
131	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 10 zu Art. 6 StHG. 
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Gemäss dem Kreisschreiben der Eidgenössischen Steu-
erverwaltung zur Besteuerung nach dem Aufwand132 ist 
aber folgende Konstellation als Ausnahme von den eben ge-
nannten, für Ehepaare geltenden Grundsätzen zu beachten: 
Sofern nur einer der Ehegatten oder bloss die Kinder das 
Schweizer Bürgerrecht innehaben, so haben beide Ehegat-
ten bei Erfüllung aller übrigen Voraussetzungen Anspruch 
auf Aufwandbesteuerung wie ausländische Staatsangehöri-
ge133. Meines Erachtens lässt sich diese Ausnahme sachlich 
nur schwer rechtfertigen. 

3.3	 	 Objektive Voraussetzungen

3.3.1	 	 Vorbemerkungen

Im DBG und im StHG sind nicht nur die subjektiven Voraus-
setzungen für die Besteuerung nach dem Aufwand, mithin 
der Begünstigtenkreis, geregelt, sondern auch das zulässige 
Mass der Steuererleichterung. Die Aufwandbesteuerung 
muss gewissen Mindestanforderungen genügen134. Insbe-
sondere darf die Steuerleistung einer Person, die nach ihrem 
Lebensaufwand besteuert wird, nicht geringer sein als der 
Betrag, welchen sie für ihre in der Schweiz gelegenen beweg-
lichen und unbeweglichen Vermögenswerte135 und die daraus 
fliessenden Einkünfte im Rahmen der ordentlichen Einkom-
mens- bzw. Vermögensbesteuerung entrichten müsste136. 

3.3.2	 	 Bemessungsgrundlagen

3.3.2.1	 Einleitende Bemerkungen

Die Bemessungsgrundlage für die Aufwandbesteuerung 
setzt sich aus dem Aufwand des Steuerpflichtigen und sei-
ner Familie zusammen137. Für die Zugehörigkeit zur Familie 
sind im Hinblick auf die Besteuerung nach dem Aufwand 
nicht die verwandtschaftlichen Beziehungen ausschlag-
gebend. Entscheidend ist, dass eine Person vom Steuer-
pflichtigen unterhalten wird138 und in der Schweiz lebt139. 
Zur Familie gehören folglich nicht nur Ehegatten und Kin-
der, sondern alle Personen, die sich im Familienkreis des 
Steuerpflichtigen aufhalten140. 

Als steuerbarer Aufwand gilt der Gesamtbetrag der jähr-
lichen Kosten der Lebenshaltung, welche der Steuerpflich-
tige für sich und die erwähnten Personen einsetzt141. Nicht 
unumstritten ist, ob dazu nur die in der Schweiz aufgewen-
deten finanziellen Mittel zählen oder ob auch Aufwendungen 
im Ausland hinzuzuziehen sind142. Hierauf geben weder das 
StHG, das DBG oder die Verordnung des Bundesrates über 
die Besteuerung nach dem Aufwand eine Antwort. Das Bun-
desgericht hat in einem Entscheid aus dem Jahre 1971 ent-
schieden, dass sich der Aufwand aus sämtlichen Ausgaben 
in der Schweiz und im Ausland zusammensetzt143.

3.3.2.2	 Elemente der Lebenshaltungskosten 	
im Einzelnen

Die Gesamtheit der Lebenshaltungskosten setzt sich gemäss 
dem Kreisschreiben der Eidgenössischen Steuerverwaltung 

sowie der Verordnung über die Besteuerung nach dem Auf-
wand aus den folgenden Elementen zusammen144: 

den Kosten für Verpflegung und Bekleidung; 
den Kosten für Unterkunft, einschliesslich Ausgaben für 
Heizung, Reinigung, Gartenunterhalt usw.; 
den gesamten Aufwendungen (Bar- und Naturalleistun-
gen) für das Personal, das dem Steuerpflichtigen dient; 
den Ausgaben für Bildung, Unterhaltung, Sport usw.; 
den Aufwendungen für Reisen, Ferien, Kuraufenthalte 
usw.; 
den Kosten der Haltung von aufwändigen Haustieren 
(Reitpferde usw.); 
den Kosten des Unterhalts und des Betriebes von Auto-
mobilen, Motorbooten, Jachten, Flugzeugen usw.; 
allen anderen Kosten der Lebenshaltung, einschliesslich 
der direkten Steuern145. 

•
•

•

•
•

•

•

•

132 	ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 2. Eine entsprechende Re-
gelung kennen auch verschiedene Kantone, so etwa Aargau, 
Basel-Stadt, St. Gallen, Schwyz oder Zürich; diverse andere 
Kantone erwähnen in ihren Steuerordnungen oder Weglei-
tungen das ESTV-Kreisschreiben als "sinngemäss anwend-
bar". 

133 	Agner/Digeronimo/Neuhaus/Steinmann (FN 106), N 5 
zu Art. 14 DBG; ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 2; Locher 
(FN 3), N 8 zu Art. 14 DBG. 

134	 ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 8. 
135	 Vermögenswerte sind nur für die Kontrollrechnung im Hin-

blick auf die kantonalen Steuern von Bedeutung, da der Bund 
keine Vermögenssteuer kennt; dazu unten Ziff. 3.3.3.3.

136	 ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 8. 
137	 Art. 14 Abs. 3 DBG; Art. 6 Abs. 3 StHG; Bernasconi (FN 3), 

13; Höhn/Waldburger (FN 6), § 14 N 174; Locher (FN 3), 
N 15 zu Art. 14 DBG; Richner (FN 2), 10; Wilhelm (FN 1), 
77; StHG-Zwahlen (FN 6), N 24 zu Art. 6 StHG.

138	 Bernasconi (FN 3), 13; Locher (FN 3), N 15 zu Art. 14 
DBG; Richner (FN 2), 10; StHG-Zwahlen (FN 6), N 24 zu 
Art. 6 StHG. 

139	 Vgl. Art. 1 der Verordnung des Bundes über die Besteuerung 
nach dem Aufwand. 

140	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 24 zu Art. 6 StHG. 
141	 Locher (FN 3), N 16 zu Art. 14 DBG. 
142	 Locher (FN 3), N 16 zu Art. 14 DBG, rechnet die Aufwen-

dungen im In- und Ausland hinzu, (ebenso Peter Agner/Beat 
Jung/Gotthard Steinmann, Kommentar zum Gesetz über 
die direkte Bundessteuer, Zürich 1995, N 3 zu Art. 14 DBG; 
Bernasconi (FN 3), 15; ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 3; 
Känzig (FN 8), N 7 zu Art. 18bis BdBSt, wogegen Zwahlen 
(FN 6) die Ausgaben im Ausland explizit ausnimmt; StHG-
Zwahlen (FN 6), N 24 zu Art. 6 StHG; ebenso Richner/
Frei/Kaufmann (FN 4), N 26 zu Art. 14 DBG.

143	 BGer, unveröffentlichtes Urteil vom 15.10.1971 (A 117/71), 
zit. nach Bernasconi (FN 3), 14. 

144	 ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 3; s. auch ESTV-Aufwandbe-
steuerung (FN 2), 8. 

145	 Agner/Jung/Steinmann (FN 142), N 3 zu Art. 14 DBG; 
ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 8.
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Ebenfalls zu den steuerbaren Aufwendungen hinzuzurech-
nen sind die Lebenshaltungskosten, welche der Ehegatte 
und die unter elterlicher Sorge stehenden Kinder aus ei-
genen Mitteln bestreiten, vorausgesetzt, sie leben in der 
Schweiz. 

Im Bereich der direkten Bundessteuer stellt die Ver-
ordnung des Bundesrates über die Besteuerung nach dem 
Aufwand eine weitere Voraussetzung auf: Das Resultat der 
Aufwandberechnung muss einem Mindestaufwand entspre-
chen146. Nach Art. 1 Abs. 1 dieser Verordnung muss der Be-
trag für die Lebenshaltungskosten mindestens dem Fünffa-
chen147 des Mietzinses148 oder des Mietwertes der Wohnung 
im eigenen Haus149 entsprechen, wenn der Steuerpflichtige 
selbst einen Haushalt führt150. In allen anderen Fällen müs-
sen die Lebenshaltungskosten mindestens das Doppelte des 
Pensionspreises für Unterkunft und Verpflegung betragen151. 
Auf kantonaler Ebene bestehen teilweise unterschiedliche 
Regelungen bezüglich dieser Minimalanforderung – die 
Mehrheit der Kantone folgt den Anforderungen, die für die 
direkte Bundessteuer bestehen152. 

146	 Richner (FN 2), 11; StHG-Zwahlen (FN 6), N 27 zu Art. 6 
StHG. 

147	 Höhn/Waldburger (FN 6), § 14 N 174, weisen darauf hin, 
dass dieser "Hilfsgrösse" die Annahme zu Grunde liegt, dass 
die Aufwendungen für das Wohnen rund 20 Prozent des gesam-
ten Lebensaufwandes betragen würden. Vgl. auch Bernasconi 
(FN 3), 15. 

148	 Als jährlicher Mietzins hat die jährlich entrichtete Miete ohne 
Nebenkosten zu gelten. Falls die gemietete Wohnung oder das 
gemietete Haus im Eigentum einer (natürlichen oder juristi-
schen) Person steht, die dem Steuerpflichtigen nahe steht, so 
muss derjenige objektivierte Betrag in Anrechnung gebracht 
werden, welcher ein unabhängiger Dritter zu entrichten hätte; 
Bernasconi (FN 3), 19; Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), 
N 29 f. zu Art. 14 DBG; StHG-Zwahlen (FN 6), N 28 zu 
Art. 6 StHG. S. auch ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 4, sowie 
Richner (FN 2), 11, welche je nur die Heizkosten von der 
jährlich bezahlten Miete in Abzug bringen wollen. 

149	 Wohnt der Steuerpflichtige im eigenen Haus bzw. in der ei-
genen Wohnung, so muss als Mietwert der Betrag eingesetzt 
werden, den der Steuerpflichtige als jährlichen Mietzins für ein 
gleichartiges Objekt in gleicher Wohnlage zu bezahlen hätte. 
Abzüge bei allfälliger Unternutzung sind nach Ansicht der 
Eidgenössischen Steuerverwaltung ausgeschlossen; ESTV-
Kreisschreiben (FN 68), 4. A.A. aber StHG-Zwahlen (FN 6), 
N 29 zu Art. 6 StHG, welcher den Standpunkt vertritt, auch 
die Bemessungsgrundlagen der nach dem Aufwand besteuer-
ten Personen seien nach den gleichen Grundsätzen, wie sie für 
die übrigen Steuerpflichtigen gelten, festzulegen (was einen 
Unternutzungsabzug ermöglichen müsste). S. auch Richner 
(FN 2), 11 f. 

150	 Falls eine steuerpflichtige Person in der Schweiz mehrere Lie-
genschaften zur Verfügung hat, so stellt sich die Frage, welcher 
der verschiedenen Mietzinse für die Errechnung des Minimal-
betrages hinzuzuziehen ist. Die eidgenössische Steuerverwal-
tung (ESTV-Kreisschreiben [FN 68], 4) fordert, dass dieser 
Berechnung stets der höchste Mietzins zugrunde zu legen sei. 
Zwahlen (StHG-Zwahlen [FN 6], N 28 zu Art. 6 StHG) 

hingegen vertritt die Ansicht, dass dieser "rein fiskalistische 
Ansatz" verkenne, dass auch im Rahmen der Besteuerung 
nach dem Aufwand von den ordentlichen subjektiven Anknüp-
fungspunkten auszugehen sei. Dies bedeute, dass der steuer-
rechtliche Wohnsitz massgebend sein müsse; folglich wäre der 
Mietzins für dasjenige Wohnobjekt ausschlaggebend, in dem 
die Mehrheit der Zeit verbracht wird. Der Vollständigkeit hal-
ber sei angemerkt, dass für die Ermittlung der Lebenshaltungs-
kosten stets die Mietzinse sämtlicher Wohngelegenheiten zu 
berücksichtigen sind; Bernasconi (FN 3), 15; ESTV-Kreis-
schreiben (FN 68), 4. 

151	 Als jährlicher Pensionspreis gelten die gesamten Auslagen, wel-
che die steuerpflichtige Person für Unterkunft und Verpflegung 
in Hotels, Pensionen usw. tätigt, einschliesslich der Kosten für 
Getränke, Heizung, Bedienung, usw.; ESTV-Kreisschreiben 
(FN 68), 4. Siehe zum Ganzen auch Wilhelm (FN 1), 77. 

152	 Kanton Aargau: Verlangt ist, wie auf Bundesebene, das Fünf-
fache von Mietzins oder Mietwert resp. das Doppelte des Pen-
sionspreises; Kanton Appenzell-Ausserrhoden: Verlangt wird 
(unter Verweis auf die bundesrätliche Verordnung zur Besteu-
erung nach dem Aufwand) das Fünffache von Mietzins oder 
Mietwert resp. das Doppelte des Pensionspreises; Kanton Ap-
penzell-Innerrhoden: Verlangt wird (unter Verweis auf die bun-
desrätliche Verordnung zur Besteuerung nach dem Aufwand) 
das Fünffache von Mietzins oder Mietwert resp. das Doppelte 
des Pensionspreises; Kanton Basel-Land: Verlangt wird (unter 
Verweis auf die bundesrätliche Verordnung zur Besteuerung 
nach dem Aufwand) das Fünffache von Mietzins oder Mietwert 
resp. das Doppelte des Pensionspreises; Kanton Basel-Stadt: 
Verlangt ist, wie auf Bundesebene, das Fünffache von Mietzins 
oder Mietwert resp. das Doppelte des Pensionspreises; Kan-
ton Bern: Die Steuer nach dem Aufwand muss mindestens auf 
dem Fünffachen des Mietzinses oder Mietwertes, dem Doppel-
ten des Pensionspreises oder auf der Vermögenssteuer auf der 
Basis der amtlichen Werte der bernischen Grundstücke (Art. 1 
lit. a-c der Verordnung über die Besteuerung nach dem Auf-
wand [VBA, BSG 661.312.21]) beruhen; Kanton Fribourg: 
Verlangt wird (unter Verweis auf das ESTV-Kreisschreiben) 
das Fünffache von Mietzins oder Mietwert resp. das Doppelte 
des Pensionspreises (gemäss Auskunft des kantonalen Steuer-
amtes); Kanton Genf: Verlangt ist grundsätzlich ein Minimal-
betrag von CHF 300 000.– (Oberson [FN 3], § 6 N 61; Art. 1 
Abs. 3 RALIPP I); massgebend kann aber auch das Fünffache 
des Mietzinses oder Mietwertes sein (falls dieser Betrag höher 
ist) sowie in den Fällen, in denen kein eigener Haushalt geführt 
wird, der zweifachen Pensionspreis sowie drei Viertel eines 
Pensionspreises für die so genannten "Familienlasten" (Art. 1 
Abs. 2 lit. b RALIPP I); Kanton Glarus: Gemäss Auskunft der 
kantonalen Steuerverwaltung ist als minimale Steuerleistung 
ein Betrag von CHF 80 000.– verlangt; Kanton Graubünden: 
Als unterste Limite gilt, wie auf Bundesebene, der fünffache 
Mietzins oder Eigenmietwert; darüber hinaus liegt aber der 
Mindestbetrag der Steuerleistung bei CHF 75 000.– für Bund, 
Kantone und Gemeinden resp. CHF 80 000.– bei Kirchenzuge-
hörigkeit (gemäss Auskunft des Vorstehers der Steuerverwal-
tung des Kantons Graubünden); Kanton Jura: Verlangt ist das 
sechs- bis achtfache des Mietzinses bzw. Mietwertes oder das 
zwei- bis dreifache des Pensionspreises (Art. 2 der ordonnance 
concernant l'évaluation de la dépense pour l'imposition à for-
fait de contribuables étrangers, RSJ 641.312.21); Kanton Lu-
zern: Verlangt wird, wie auf Bundesebene, das Fünffache des 
Mietzinses resp. Mietwertes oder das Doppelte des Pensions-
preises (Merkblatt der Steuerverwaltung des Kantons Luzern 
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Im Resultat sind für jede Steuerperiode zwecks Erstel-
lung der Bemessungsgrundlage zwei Beträge zu ermit-
teln153: der tatsächliche jährliche Lebensaufwand sowie der 
Mietzins, Mietwert oder Pensionspreis für ein Jahr, multi-
pliziert mit dem massgeblichen Faktor. Unter dem Vorbe-
halt, dass die sog. Kontrollrechnung nicht zu einem höheren 
Steuerbetrag führt, stellt der so ermittelte Betrag die Be-
messungsgrundlage dar. 

3.3.3	 	 Die Kontrollrechnung

3.3.3.1	 Einleitende Bemerkungen

Kraft expliziter gesetzlicher Grundlage154 muss die nach 
der eben dargelegten Methode errechnete Bemessungs-
grundlage – ob als Summe aller Lebensaufwendungen oder 
als Multiplikation von Mietzins, Mietwert oder Pensions-
preis – anhand einer so genannten Kontrollrechnung155 
überprüft werden156. Dabei wird die nach dem Aufwand 
berechnete Steuer demjenigen Steuerbetrag gegenüberge-
stellt, welcher sich bei ordentlicher Besteuerung der inlän-
dischen Einkommens- und, auf kantonaler Ebene, Vermö-
genswerte ergeben würde. Im Falle der Inanspruchnahme 
von Vorteilen aus Doppelbesteuerungsabkommen werden 
auch die entsprechenden ausländischen Einkünfte und Ver-
mögen in diese Rechnung miteinbezogen157. Im Resultat 
darf die Steuer nach dem Aufwand nicht geringer sein als 
die nach dem ordentlichen Tarif errechneten Steuern vom 
gesamten Bruttobetrag dieser Elemente158, andernfalls wird 

	 zur Besteuerung nach dem Aufwand, abrufbar unter http://
www.steuern.lu.ch); Kanton Neuenburg: Verlangt ist das Fünf-
fache des Mietzinses resp. Mietwertes oder das Doppelte des 
Pensionspreises (Art. 5 des Règlement général d'application de 
la loi sur les contributions directes [RELCdir, RSN 631.01]); 
Kanton Nidwalden: Verlangt wird (unter Verweis auf die bun-
desrätliche Verordnung zur Besteuerung nach dem Aufwand) 
das Fünffache von Mietzins oder Mietwert resp. das Doppelte 
des Pensionspreises; Kanton Obwalden: Verlangt wird (unter 
Verweis auf die bundesrätliche Verordnung zur Besteuerung 
nach dem Aufwand) das Fünffache von Mietzins oder Miet-
wert resp. das Doppelte des Pensionspreises; Kanton Schaff-
hausen: Verlangt wird (unter Verweis auf die bundesrätliche 
Verordnung zur Besteuerung nach dem Aufwand) das Fünf-
fache von Mietzins oder Mietwert resp. das Doppelte des Pen-
sionspreises (§ 9 der Verordnung über die direkten Steuern, 
SHR 641.111); Kanton Schwyz: Verlangt ist ein minimaler 
Steuerbetrag von CHF 90 000.–, welcher sämtliche kantonalen 
Einkommens- und Vermögenssteuern sowie die direkte Bun-
dessteuer beinhaltet; ergibt die Steuer nach dem Fünffachen 
des Mietzinses oder Mietwertes resp. nach dem Doppelten des 
Pensionspreises hingegen einen höheren Steuerbetrag, so geht 
dieser vor. Vgl. das Merkblatt des kantonalen Steueramtes, 
einsehbar unter http://www.sz.ch/steuern/Aktuell/Pauschal 
besteuerung.html. Zudem ist es nach § 15 Abs. 2 StG-SZ dem 
Regierungsrat vorbehalten, erhöhte Mindestanforderungen 
festzulegen; Kanton St. Gallen: Verlangt wird (unter Verweis 
auf die bundesrätliche Verordnung zur Besteuerung nach dem 
Aufwand) das Fünffache von Mietzins oder Mietwert resp. das 

Doppelte des Pensionspreises (Art. 9 der Steuerverordnung 
des Kantons St. Gallen); Kanton Solothurn: Verlangt wird 
(unter Verweis auf die bundesrätliche Verordnung zur Besteu-
erung nach dem Aufwand) das Fünffache von Mietzins oder 
Mietwert resp. das Doppelte des Pensionspreises (§ 2 der Steu-
erverordnung Nr. 18, Besteuerung nach dem Aufwand, BGS 
614.159.18); Kanton Tessin: Verlangt ist grundsätzlich das 
Fünffache des Mietzinses bzw. Mietwertes oder das Doppelte 
des Pensionspreises, wobei aber der Staatsrat ("Consiglio Di 
Stato") betragsmässige Minimalanforderungen festlegen kann 
(Art. 1 Regolamento della legge tributaria, RL 10.2.1.1.1); 
Kanton Thurgau: Verlangt ist das Fünffache des Mietzinses 
oder Mietwertes bzw. das Doppelte des Pensionspreises (§ 1a 
der Verordnung des Regierungsrates zum Gesetz über die 
Staats- und Gemeindesteuern, TGS 640.11); Kanton Uri: Ver-
langt ist das Fünffache des Mietzinses oder Mietwertes bzw. 
das Doppelte des Pensionspreises (Art. 2 des Reglementes 
über die Besteuerung nach dem Aufwand, RB 3.2213); Kanton 
Waadt: Art. 18 Abs. 1 LI-VD verlangt das Fünffache des Miet-
zinses bzw. Mietwertes; siehe Tribunal administratif Vaud, Ur-
teil vom 20.12.1999, StE 2000 B 29.1 Nr. 4: "le revenu soumis 
à l'impôt spécial et déterminé selon le train de vie doit s'élever 
au moins à cinq fois la valeur locative du logement du contri-
buable." Auch der Kanton Obwalden verlangt den Faktor fünf: 
Art. 1 Abs. 1 lit. a der Ausführungsbestimmungen über die Be-
steuerung nach dem Aufwand. Kanton Wallis: Verlangt ist das 
Fünffache des Mietzinses oder Mietwertes bzw. das Doppelte 
des Pensionspreises, wobei in einem Beschluss des Staatsrates 
ein besonderer Tarif vorgesehen ist (Beschluss vom 30.9.1992 
über die Pauschalsteuer, 642.105); Kanton Zug: Verlangt ist das 
Fünffache des Mietzinses oder Mietwertes bzw. das Doppelte 
des Pensionspreises (§ 4 der Verordnung zum Steuergesetz, 
BGS 632.11); Kanton Zürich: Wenn die nach dem Aufwand 
besteuerte Person einen eigenen Haushalt führt, ist als Mini-
malbetrag das Fünffache des bei Fremdvermietung erzielbaren 
Mietzinses und zusätzlich ein steuerbares Einkommen von 
CHF 350 000.– sowie ein Vermögen von CHF 7 000 000.– als 
unterste Limite für eine Besteuerung nach dem Aufwand ver-
langt (Grüninger [FN 24], 25). 

	 Schliesslich sei erwähnt, dass sich aus der Praxis der einzel-
nen Steuerverwaltungen noch bestimmte betragsmässige Min-
destanforderungen ergeben können, welche sich aus den jewei-
ligen Steuerordnungen nicht eruieren lassen. 

153	 ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 4; Locher (FN 3), N 19 zu 
Art. 14 DBG.

154	 Art. 14 Abs. 3 DBG, Art. 6 Abs. 3 StHG; vgl. auch Art. 1 
Abs. 2 und Art. 2 der Verordnung des Bundesrates über die Be-
steuerung nach dem Aufwand. 

155	 Zum Ganzen Bernasconi (FN 3), 19 ff.; ESTV-Kreisschrei-
ben (FN 68), 4 f.; ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 10 f.; 
Locher (FN 3), N 20 ff. zu Art. 14 DBG; Oberson (FN 3), 
§ 6 N 59; Richner (FN 2), 12 ff.; Richner/Frei/Kaufmann 
(FN 4), N 34 ff. zu Art. 14 DBG; Wilhelm (FN 1), 77 f.; DBG-
Zwahlen (FN 123), N 31 ff. zu Art. 14 DBG; StHG-Zwahlen 
(FN 6), N 32 ff. zu Art. 6 StHG. Siehe auch Steuer-Rekurskom-
mission I Zürich, Urteil vom 16.12.1991, StE 1992, B 29.1 Nr. 3. 

156	 StHG-Zwahlen (FN 6), N 32 zu Art. 6 StHG. 
157	 ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 10. Siehe auch unten 

Ziff. 3.3.2.
158	 Dies bedeutet, dass (nur, aber immerhin) die übrigen im Aus-

land gelegenen Vermögenswerte sowie die daraus fliessenden 
Einkünfte eine "Vorzugsbehandlung" geniessen; ESTV-Auf-
wandbesteuerung (FN 2), 10. 
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die Aufwandbesteuerung gestützt auf die Ergebnisse dieser 
Kontrollrechnung vorgenommen159.

Nachfolgend wird erläutert, wie diese Kontrollrechnung 
vorzunehmen ist160. 

3.3.3.2	 Elemente der Kontrollrechnung für die 
direkte Bundessteuer

Alle nachfolgend aufgelisteten Einkommenselemente bil-
den Bestandteile der Kontrollrechnung – dies unabhängig 
davon, ob sie dem Steuerpflichtigen direkt oder einer von 
ihm unterhaltenen und nicht selbständig besteuerten Person 
zuzurechnen sind161. 

3.3.3.2.1	 Einkünfte aus in der Schweiz gelegenem 
unbeweglichen Vermögen

Als erstes Element sind gemäss Art. 14 Abs. 3 lit. a DBG 
die Einkünfte aus in der Schweiz162 gelegenem unbeweg-
lichen Vermögen163 erwähnt. Für die direkte Bundessteuer 
kann hiefür auf Art. 21 Abs. 1 DBG164 verwiesen werden165. 
Für die kantonale Einkommenssteuer sind nur jene Ein-
kommenselemente zu berücksichtigen, die aus Vermögen 
im Wohnsitzkanton herrühren – andernfalls würde dies zu 
einer echten Doppelbesteuerung im Verhältnis zum Bele-
genheitskanton führen166. 

3.3.3.2.2	 Einkünfte aus der in der Schweiz 	
gelegenen Fahrnis

Unter Fahrnis167 ist sämtliches bewegliches Vermögen zu ver-
stehen168. Als steuerbarer Vermögensertrag aus Fahrnis gelten 
prinzipiell nur Wertzuflüsse, die dem Steuerpflichtigen von 
einer Drittperson im Rahmen von echter Fremdvermietung 
zukommen169. Im Weiteren muss das bewegliche Vermögen in 
der Schweiz zur Drittnutzung weitergegeben werden170. Der 
Ertrag von Fahrnis, welche beispielsweise im Ausland vermie-
tet wird, wird nicht in die Kontrollrechnung miteinbezogen171. 

3.3.3.2.3 	Einkünfte aus dem in der Schweiz 
angelegten beweglichen Kapitalvermögen, 
mit Einschluss der Erträge aus grund­
pfändlich gesicherten Forderungen

Welche Einkünfte nach Art. 14 Abs. 3 lit. c DBG genau 
erfasst sind, ist nicht restlos geklärt172. Zentral ist die Fra-
ge, wann Kapitalvermögen als "in der Schweiz angelegt" 
zu betrachten ist. Meines Erachtens kann hiefür, auch im 
Hinblick auf eine anzustrebende Systemkongruenz inner-
halb des Steuerrechts, auf das Bundesgesetz über die Ver-
rechnungssteuer173 zurückgegriffen werden. Gegenstand 
der Verrechnungssteuer sind u.a. Erträge des beweglichen 
Kapitalvermögens, wobei jeweils ausschlaggebend ist, dass 
diese Kapitalanlagen bei einem "Inländer" getätigt worden 
sind. Entsprechend kann für die Kontrollrechnung insofern 
auf diese Begriffsbestimmung Bezug genommen werden, 
als zum "in der Schweiz angelegten" Kapitalvermögen das-
jenige zu zählen ist, welches bei einem "Inländer" gemäss 
Art. 9 VStG angelegt ist174. Im Resultat bedeutet dies, dass 
bei der Kontrollrechnung sämtliche Zinsen, Erträge, Ge-

winnanteile und sonstigen Erträge175 aus folgenden Kapital-
anlagen zu berücksichtigen sind: 

159	 Art. 14 Abs. 3 DBG, Art. 6 Abs. 3 StHG; siehe auch Richner/
Frei/Kaufmann (FN 4), N 34 zu Art. 14 DBG; StHG-
Zwahlen (FN 6), N 32 zu Art. 6 StHG. 

160	 Siehe unten Ziff. 3.3.3.2 und Ziff. 3.3.3.3.
161	 Es werden also sämtliche Bruttoeinkünfte des Steuerpflichti-

gen sowie seiner in der Schweiz lebenden Ehefrau und der un-
terhaltenen Kinder zusammengezählt; Richner/Frei/Kauf-
mann (FN 4), N 35 zu Art. 14 DBG; StHG-Zwahlen (FN 6), 
N 32 zu Art. 6 StHG. 

162	 Zum Einen sehen die einschlägigen gesetzlichen Grundlagen 
explizit vor, dass nur Einkünfte aus in der Schweiz gelegenem 
Vermögen für die Kontrollrechnung zu berücksichtigen sind, 
zum Andern ergibt sich dies auch schon aus den Grundsätzen des 
internationalen Steuerrechts; DBG-Zwahlen (FN 123), N 32 zu 
Art. 14 DBG; StHG-Zwahlen (FN 6), N 33 zu Art. 6 StHG. 

163	 Art. 14 Abs. 3 lit. a DBG.
164	 Art. 21 Abs. 1 DBG: 
	 1Steuerbar sind die Erträge aus unbeweglichem Vermögen, ins-

besondere: 
a)	 alle Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung, Nutzniessung 

oder sonstiger Nutzung; 
b)	 der Mietwert von Liegenschaften oder Liegenschaftsteilen, 

die dem Steuerpflichtigen aufgrund von Eigentum oder 
eines unentgeltlichen Nutzungsrechts für den Eigenge-
brauch zur Verfügung stehen; 

c)	 Einkünfte aus Baurechtsverträgen; 
d)	 Einkünfte aus der Ausbeutung von Kies, Sand und anderen 

Bestandteilen des Bodens. 
165	 Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 38 zu Art. 14 DBG. 
166	 Einkünfte aus Vermögen, welches in einem anderen Kanton als 

dem Wohnsitzkanton liegt, untersteht der ordentlichen Besteu-
erung jenes Kantons; StHG-Zwahlen (FN 6), N 33 zu Art. 6 
StHG.

167	 Art. 14 Abs. 3 lit. b DBG.
168	 Art. 713 ZGB. Dies sind primär sämtliche beweglichen körper-

lichen Sachen, doch nennt das Gesetz auch die der Herrschaft 
unterworfenen, nicht zu Grundstücken gehörenden Naturkräf-
te; Heinrich Honsell/Nedim Peter Vogt/Thomas Geiser 
(Hrsg.) (BasK-Bearbeiter), Basler Kommentar zum Schwei-
zerischen Privatrecht, Zivilgesetzbuch II, Art. 457–977 ZGB, 
Art. 1–61 SchlT ZGB, Basel/Genf/München 2003; BasK-
Schwander, N 2 zu Art. 713 ZGB. 

169	 StHG-Reich (FN 6), N 39 zu Art. 7 StHG; StHG-Zwahlen 
(FN 6), N 34 zu Art. 6 StHG. 

170	 Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 39 zu Art. 14 DBG; 
StHG-Zwahlen (FN 6), N 34 zu Art. 6 StHG. 

171	 Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 39 zu Art. 14 DBG; 
StHG-Zwahlen (FN 6), N 34 zu Art. 6 StHG. 

172	 Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 40 zu Art. 14 DBG. 
173	 Bundesgesetz vom 13.10.1965 über die Verrechnungssteuer 

(VStG, SR 642.21). 
174	 Ähnlich ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 10 Fn 9; DBG-

Zwahlen (FN 123), N 35 zu Art. 14 DBG; StHG-Zwahlen 
(FN 6), N 34 zu Art. 6 StHG. M.E. (im Resultat) ähnlich auch 
Richner (FN 2), 13; Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 40 
zu Art. 14 DBG. 

175	 Vgl. Art. 4 Abs. 1 VStG. 
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Die von einem Inländer ausgegebenen Obligationen, 
Serienschuldbriefe, Seriengülte und Schuldbuchgutha-
ben176; 

die von einem Inländer ausgegebenen Aktien, Anteile 
an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genos-
senschaftsanteile, Partizipationsscheine und Genuss-
scheine177; 

die von einem Inländer oder von einem Ausländer in 
Verbindung mit einem Inländer ausgegebenen Anteile an 
einem Anlagefonds oder an einem Vermögen ähnlicher 
Art178; 

die Kundenguthaben bei inländischen Banken und Spar-
kassen179. 

Unter einem Inländer sind all jene natürlichen oder juristi-
schen Personen zu verstehen, welche im Inland Wohnsitz, 
dauernden Aufenthalt oder ihren statutarischen Sitz haben 
oder als Unternehmen im inländischen Handelsregister ein-
getragen sind. Ebenso als Inländer gelten juristische Per-
sonen oder Handelsgesellschaften ohne juristische Persön-
lichkeit, welche ihren statutarischen Sitz im Ausland haben, 
jedoch tatsächlich im Inland geleitet werden und hier eine 
Geschäftstätigkeit ausüben180. 

Im Weiteren sind Erträge aus Forderungen oder Gutha-
ben in die Kontrollrechnung aufzunehmen, welche durch 
schweizerische Grundstücke oder durch Verpfändung 
schweizerischer Grundpfandtitel sichergestellt sind181.

Wertpapiere könnten auch als Fahrnis in der Schweiz 
gegen Entgelt an Dritte weitergegeben werden. In einem 
solchen Fall würden Einkünfte aus Fahrnis gemäss Art. 14 
Abs. 3 lit. b DBG182 vorliegen, welche von der Kontroll-
rechnung zu erfassen sind183. Kapitalgewinne hingegen fal-
len nicht in die Kontrollrechnung, da es sich hierbei nicht 
um steuerbare Vermögenserträge handelt184. 

3.3.3.2.4	 Einkünfte aus den in der Schweiz 
verwerteten Urheberrechten, Patenten und 
ähnlichen Rechten

Immaterielle Rechte185 gelten als in der Schweiz "verwer-
tet", wenn entweder der Leistungsschuldner für die Benut-
zung der Rechte seinen Sitz bzw. Wohnsitz in der Schweiz 
hat186 oder wenn ein entsprechendes Immaterialgut im 
Schweizer Markt benutzt wird187. 

3.3.3.2.5	 Ruhegehälter, Renten und Pensionen, 	
die aus schweizerischen Quellen fliessen

Ruhegehälter, Renten und Pensionen aus "schweize-
rischer Quelle"188 liegen vor, wenn von einem Schuldner 
mit Sitz in der Schweiz189 dauernd Leistungen erbracht 
werden190. Darunter fallen Renten aus Privatversiche-
rungen191 sowie sämtliche Alimente, Renten oder ande-
re derartige Leistungen, deren Schuldner in der Schweiz 
domiziliert ist192. 

•

•

•

•

3.3.3.2.6	 Einkünfte, für die der Steuerpflichtige	
aufgrund eines von der Schweiz 
abgeschlossenen Abkommens zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung 
gänzliche oder teilweise Entlastung von 
ausländischen Steuern beansprucht

Erträge aus ausländischen Quellen193 werden grundsätz-
lich lediglich dann in die Kontrollrechnung miteinbezogen, 
wenn der Steuerpflichtige für diese auf der Grundlage eines 
von der Schweiz abgeschlossenen Doppelbesteuerungs-
abkommens gänzliche oder teilweise Entlastung von aus-
ländischen Steuern beansprucht194. Diese Regelung beruht 

176	 Vgl. Art. 4 Abs. 1 lit. a VStG. 
177	 Vgl. Art. 4 Abs. 1 lit. b VStG. Nicht von Belang ist der Bele-

genheitsort von Wertpapieren, welche entsprechende Forde-
rungen, Anteile oder Guthaben verkörpern; StHG-Zwahlen 
(FN 6), N 36 zu Art. 6 StHG.

178	 Vgl. Art. 4 Abs. 1 lit. c VStG. 
179	 Vgl. Art. 4 Abs. 1 lit. d VStG. 
180	 Siehe zum Ganzen Art. 9 VStG. 
181	 ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 10 Fn 9; StHG-Zwahlen 

(FN 6), N 37 zu Art. 6 StHG. 
182	 Oben Ziff. 3.3.3.2.2.
183	 Vgl. DBG-Zwahlen (FN 123), N 34 zu Art. 14 DBG, und 

StHG-Zwahlen (FN 6), N 34 zu Art. 6 StHG, welcher darauf 
hinweist, dass die "Basisrechte" einer solchen Weitergabe im 
Ausland liegen müssten, wollte man die entsprechenden Erträ-
ge von der Kontrollrechnung ausnehmen. 

184	 Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 40 zu Art. 14 DBG. 
185	 Art. 14 Abs. 3 lit. d DBG.
186	 Oder wenn dieser eine Schweizer Betriebsstätte unterhält, von 

welcher aus die Leistung ausgerichtet wird; Richner/Frei/
Kaufmann (FN 4), N 41 zu Art. 14 DBG; DBG-Zwahlen 
(FN 123), N 38 zu Art. 14 DBG; StHG-Zwahlen (FN 6), 
N 39 zu Art. 6 StHG.

187	 Entsprechend sind die Einkünfte von auf ausländischen Märk-
ten verwerteten immateriellen Gütern nicht in die Kontroll-
rechnung aufzunehmen; DBG-Zwahlen (FN 123), N 38 zu 
Art. 14 DBG; StHG-Zwahlen (FN 6), N 39 zu Art. 6 StHG. 

188	 Art. 14 Abs. 3 lit. e DBG
189	 Oder von einem Schuldner mit einer schweizerischen Betriebs-

stätte, von der aus die Leistungen erbracht werden; Richner/
Frei/Kaufmann (FN 4), N 41 zu Art. 14 DBG. 

190	 DBG-Zwahlen (FN 123), N 39 zu Art. 14 DBG; StHG-
Zwahlen (FN 6), N 40 zu Art. 6 StHG. 

191	 Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 41 zu Art. 14 DBG. 
192	 DBG-Zwahlen (FN 123), N 39 zu Art. 14 DBG; StHG-

Zwahlen (FN 6), N 40 zu Art. 6 StHG. 
193	 Art. 14 Abs. 3 lit. f DBG. Ausführlich dazu ESTV-Kreis-

schreiben (FN 68), 5 f.; Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), 
N 45 ff. zu Art. 14 DBG. Siehe auch Känzig (FN 8), N 9 ff. 
zu Art. 18bis BdBSt. 

194	 ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 5; Höhn/Waldburger 
(FN 6), § 14 N 175; Locher (FN 3), N 27 ff. zu Art. 14 DBG; 
Richner (FN 2), 13; Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), 
N 45 zu Art. 14 DBG; Wilhelm (FN 1), 78; DBG-Zwahlen 
(FN 123), N 40 zu Art. 14 DBG; StHG-Zwahlen (FN 6), 
N 41 zu Art. 6 StHG.
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auf dem Gedanken, dass der Steuerpflichtige durch diese 
Entlastung – verbunden mit der Aufwandbesteuerung in 
der Schweiz – keine unangemessenen Vorteile erlangen 
soll195. Prinzipiell genügt es, dass für ausländische Einkünf-
te, gestützt auf ein Abkommen, irgendwelche Steuern des 
Quellenstaates gänzlich oder teilweise entfallen – seien es 
solche, die an der Quelle, oder solche, die im ordentlichen 
Verfahren erhoben werden196. 

Als Einkünfte, für welche Befreiung oder Rückerstat-
tung von ausländischen Steuern beansprucht werden kann, 
kommen Erwerbseinkünfte, Pensionen, Renten, Dividen-
den, Zinsen und Lizenzgebühren197 aus allen Staaten in Be-
tracht, mit welchen die Schweiz ein Doppelbesteuerungs-
abkommen geschlossen hat198. Da für die Kontrollrechnung 
jeweils von Bruttobeträgen auszugehen ist, ist zu klären, 
was bei ausländischen Einkünften unter Bruttobetrag zu 
verstehen ist. Gemeint ist mit diesem Begriff der um den 
nicht rückforderbaren Teil der ausländischen Steuer ge-
kürzte (Netto)Ertrag199. 

Soweit sich ein Steuerpflichtiger auf den Schutz eines 
Doppelbesteuerungsabkommens beruft – wozu er be-
rechtigt, nicht aber verpflichtet ist200 –, werden die ent-
sprechenden Einkünfte aus ausländischer Quelle in die 
Kontrollrechnung miteinbezogen201. Wird auf den Abkom-
mensschutz verzichtet, werden diese Einkünfte dagegen 
nicht erfasst202. Dies bedeutet, dass der Steuerpflichtige 
zum Einen wählen kann, ob er die Einkünfte aus Staat A 
oder Staat B miteinbeziehen will, zum Andern aber auch, 
ob er aus einem Staat beispielsweise für die Dividenden der 
Gesellschaft X Abkommensschutz beansprucht, für die Di-
videnden der Gesellschaft Y hingegen nicht203. 

Mit der eingereichten Steuererklärung muss der Steu-
erpflichtige jeweils bekannt geben, ob er in der laufenden 
Steuerperiode einen Anspruch auf Entlastung geltend ge-
macht hat. Ist dem so, hat der Steuerpflichtige sämtliche aus 
dem jeweiligen Staat fliessenden, in der Schweiz prinzipiell 
steuerbaren Erträge zu Kontrollzwecken in der Steuererklä-
rung zu deklarieren204. 

3.3.3.3	 Elemente der Kontrollrechnung für die 
kantonalen und kommunalen Steuern

Auf kantonaler bzw. kommunaler Ebene ist eine Kontroll-
rechnung zu erstellen, welche nicht nur die Einkünfte, son-
dern auch das Vermögen berücksichtigt205. Die Kantons- 
und Gemeindesteuer ist mindestens gleich hoch anzusetzen 
wie die nach ordentlichem Tarif berechnete Steuer vom ge-
samten Bruttobetrag206: 

des in der Schweiz (bzw. im jeweiligen Kanton) gele-
genen unbeweglichen Vermögens und von dessen Ein-
künften207; 
der in der Schweiz (bzw. im jeweiligen Kanton) gele-
genen Fahrnis und von deren Einkünften208; 
des in der Schweiz angelegten beweglichen Kapitalver-
mögens, mit Einschluss der grundpfändlich gesicherten 
Forderungen, und von deren Einkünften209; 

•

•

•

195	 Anzumerken ist, dass in gewissen Kantonen die Steuer auf den-
jenigen Einkommen, für welche ein Steuerpflichtiger Abkom-
mensvorteile beansprucht, nach einem proportionalen Sonder-
satz berechnet wird; ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 11. 

196	 Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn ein ausländischer 
Staat bei beschränkter Steuerpflicht kraft eines mit der Schweiz 
geschlossenen Abkommens auf die Besteuerung eines Ruhe-
gehaltes im Veranlagungsverfahren verzichtet; ESTV-Kreis-
schreiben (FN 68), 5.

197	 Laut dem Kreisschreiben der eidgenössischen Steuerverwal-
tung zur Besteuerung nach dem Aufwand gelten als Lizenzge-
bühren (Royalties) "Vergütungen jeder Art, welche für die Be-
nutzung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten 
an literarischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Wer-
ken, einschliesslich kinematographischer Filme sowie Filme 
oder Aufzeichnungen für Radio und Fernsehen, von Patenten, 
Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, Formeln oder Ver-
fahren oder für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung 
gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüs-
tungen oder für die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer 
oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden". ESTV-
Kreisschreiben (FN 68), 5. 

198	 ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 5; ESTV-Aufwandbesteuerung 
(FN 2), 11; s. auch Richner (FN 2), 14. 

199	 Folgendes Beispiel (nach Richner [FN 2], 14) mag dies ver-
anschaulichen: Niederländische Aktien unterliegen einer Quel-
lensteuer von 25%. Steuerpflichtige, die in der Schweiz nach 
dem Aufwand besteuert werden, können mittels eines Rücker-
stattungsantrags die niederländische Quellensteuer gestützt auf 
das DBA-Niederlande im Rahmen eines Erstattungsverfahrens 
von 25% auf 15% (10% Erstattung) reduzieren. Aufgrund der 
Inanspruchnahme des DBA sind die Einkünfte aus den nieder-
ländischen Aktien in der Kontrollrechnung noch mit 85% an-
zusetzen. 

	 Zum Ganzen ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 5; ESTV-Auf-
wandbesteuerung (FN 2), 11; Richner (FN 2), 14; Richner/
Frei/Kaufmann (FN 4), N 46 zu Art. 14 DBG. Siehe zudem 
unten Ziff. 3.3.5.

200	 Richner (FN 2), 14. 
201	 Richner (FN 2), 14. 
202	 Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 47 zu Art. 14 DBG. 
203	 Richner (FN 2), 14; Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 47 

zu Art. 14 DBG. 
204	 DBG-Zwahlen (FN 123), N 40 zu Art. 14 DBG; StHG-

Zwahlen (FN 6), N 41 zu Art. 6 StHG. 
205	 Vgl. etwa das Merkblatt "Besteuerung nach dem Aufwand" des 

Steueramtes des Kantons Aargau (abrufbar unter http://www.
steuern.ag.ch), 2. 

206	 Vgl. Art. 6 Abs. 3 StHG. 
207	 Art. 6. Abs. 3 lit. a StHG. Vgl. oben Ziff. 3.3.3.2.1. Von Bedeu-

tung für die kantonalen und kommunalen Steuern ist, dass nur 
jene Vermögensteile in die Kontrollrechnung miteinbezogen wer-
den, welche sich im Wohnsitzkanton befinden; StHG-Zwahlen 
(FN 6), N 33 zu Art. 6 StHG. Grundlegender Unterschied zur 
Kontrollrechnung hinsichtlich der direkten Bundessteuer ist 
aber (wie allgemein bei der Kontrollrechnung für die kantonalen 
und kommunalen Steuern), dass nicht nur die Erträge aus den 
jeweiligen Vermögenswerten zu berücksichtigen sind, sondern 
auch der Vermögenswert selbst (zu seinem Bruttobetrag, was ei-
nen Abzug allfälliger darauf lastender Schulden ausschliesst). 

208	 Art. 6 Abs. 3 lit. b StHG. Vgl. oben Ziff. 3.3.3.2.2.
209	 Art. 6 Abs. 3 lit. c StHG. Zu dieser Thematik ausführlich oben 

Ziff. 3.3.3.2.3.
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der in der Schweiz verwerteten immateriellen Rechte 
und von deren Einkünften210; 
der Ruhegehälter, Renten und Pensionen, die aus schwei-
zerischen Quellen fliessen211; 
der Einkünfte, für die der Steuerpflichtige aufgrund eines 
von der Schweiz abgeschlossenen Abkommens zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung gänzliche oder teilwei-
se Entlastung von ausländischen Steuern beansprucht212.

3.3.4	 Abzüge

Bei der direkten Bundessteuer213 und – aller Regel nach – 
auch im Rahmen der kantonalen Besteuerung können kei-
ne Sozialabzüge vorgenommen werden214. Bei der Kon-
trollrechnung können nur Kosten für den Unterhalt von 
Liegenschaften215 gemäss Art. 32 DBG und zugehöriger 
Verordnung216 sowie die Kosten für die allgemein übliche 
Verwaltung von Wertschriften und Guthaben, deren Erträge 
besteuert werden217, als Abzüge geltend gemacht werden218. 
Ausgeschlossen ist der Abzug übriger Gewinnungskosten 
sowie anderer Abzüge, insbesondere solche für Schuld-
zinsen, Renten und dauernde Lasten219. 

3.3.5	 Die modifizierte Besteuerung nach dem 
Aufwand als Sonderproblem

Gewisse von der Schweiz abgeschlossene Doppelbesteu-
erungsabkommen werfen bezüglich der Besteuerung nach 
dem Aufwand Sonderprobleme220 auf. In etwa seit den Sieb-
ziger Jahren anerkennen gewisse Abkommenspartner kei-
ne "Ansässigkeit" in der Schweiz mehr, wenn ein Steuer-
pflichtiger nach dem Aufwand besteuert wird221. Unter den 
Abkommen mit Belgien222, Deutschland223, Frankreich224, 
Italien225, Norwegen226, Österreich227, Kanada228 und den 
USA229 können daher in der Schweiz ansässige Personen 
die Vorteile des jeweiligen Abkommens nur beanspruchen, 
wenn sie für alle nach schweizerischem Recht steuerbaren 
Einkünfte aus diesen Vertragstaaten den direkten Steuern 
des Bundes, der Kantone und der Gemeinden unterstehen230. 
Andernfalls gelten sie nicht als in der Schweiz ansässig231. 
Damit entfielen aufgrund dieser Abkommensbestimmun-
gen sämtliche DBA-Schutzwirkungen und der Steuerpflich-
tige könnte weder ganz noch teilweise Entlastung von den 
ausländischen Quellensteuern beanspruchen232. 

Ein Steuerpflichtiger, der nach seinem Lebensaufwand 
besteuert wird und aufgrund eines der erwähnten Doppel-
besteuerungsabkommen einen Entlastungsanspruch geltend 
macht, muss deshalb bezüglich aller aus dem jeweiligen 
Staat stammenden Einkünfte so behandelt werden, als wür-

•

•

•

210	 Art. 6 Abs. 3 lit. d StHG. Vgl. oben Ziff. 3.3.3.2.4; ebenso 
Richner (FN 2), 16. 

211	 Art. 6 Abs. 3 lit. e StHG. Vgl. oben Ziff. 3.3.3.2.5. 
212 	Art. 6 Abs. 3 lit. f StHG. Vgl. oben Ziff. 3.3.3.2.6. 
213	 Für diese sind die zulässigen Abzüge in Art. 2 der Verordnung 

des Bundesrates zur Besteuerung nach dem Aufwand geregelt. 

214	 Art. 3 der Verordnung des Bundesrates über die Besteuerung 
nach dem Aufwand; Höhn/Waldburger (FN 6), § 14 N 175. 
S. auch ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 4; Känzig (FN 8), N 7 
zu Art. 18bis BdBSt; Locher (FN 3), N 19 zu Art. 14 DBG; 
Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 27 zu Art. 14 DBG. 

215	 S. Art. 2 Abs. 1 lit. a der Verordnung des Bundesrates über die 
Besteuerung nach dem Aufwand. 

216	 Verordnung über den Abzug der Kosten von Liegenschaften 
des Privatvermögens bei der direkten Bundessteuer vom 
24.8.1992, SR 642.116. 

217	 S. Art. 2 Abs. 1 lit. b der Verordnung des Bundesrates über die 
Besteuerung nach dem Aufwand. 

218	 Locher (FN 3), N 22 zu Art. 14 DBG; Höhn/Waldburger 
(FN 6), § 14 N 175; Richner (FN 2), 13. Siehe auch Steuer-
Rekurskommission I Zürich, Urteil vom 16.12.1991, StE 1992, 
B 29.1 Nr. 3. Siehe für den Kanton Genf Art. 2 RALIPP I. 

219	 Höhn/Waldburger (FN 6), § 14 N 175; Locher (FN 3), 
N 23 f. zu Art. 14 DBG. Siehe auch Art. 2 Abs. 2 der Verordnung 
des Bundesrates über die Besteuerung nach dem Aufwand. 

220	 Art. 14 Abs. 4 Satz 2 DBG resp. Art. 5 der Verordnung des 
Bundesrates über die Besteuerung nach dem Aufwand. Zum 
Ganzen ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 7 f.; ESTV-Aufwand-
besteuerung (FN 2), 12; Höhn/Waldburger (FN 6), § 14 
N 176 ff.; Locher (FN 3), N 34 ff. zu Art. 14 DBG; Oberson 
(FN 3), § 6 N 60; Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 49 f. 
zu Art. 14 DBG; Wilhelm (FN 1), 76 f. DBG-Zwahlen 
(FN 123), N 42 ff. zu Art. 14 DBG; StHG-Zwahlen (FN 6), 
N 43 ff. zu Art. 6 StHG.

221	 Wilhelm (FN 1), 76. 
222	 Art. 4 § 4 Ziff. 2 DBA-B. 
223	 Art. 4 Ziff. 6 DBA-D. 
224	 Art. 4 Ziff. 6 lit. b DBA-F. 
225	 Art. 4 Ziff. 5 lit. b DBA-I. 
226	 Art. 4 Ziff. 4 DBA-N. 
227	 Art. 4 Ziff. 4 DBA-A. 
228	 Art. 4 Ziff. 5 DBA-CDN. 
229	 Art. 4 Ziff. 5 DBA-USA. 
230	 Die Regelung nach dem Doppelbesteuerungsabkommen 

mit Frankreich ist noch etwas differenzierter: Nach diesem 
Abkommen gilt eine steuerpflichtige Person als nicht in der 
Schweiz ansässig, wenn sie auf einer pauschalen Grundlage 
besteuert wird, die sich nach dem Mietwert der Wohnstätte(n) 
richtet, welche ihr in der Schweiz zur Verfügung steht. Auf-
grund eines Verständigungsverfahrens gilt jedoch eine Person, 
die nach ihrem Lebensaufwand besteuert wird, trotzdem als in 
der Schweiz ansässig, wenn (1) das für die eidgenössischen, 
kantonalen und Gemeinde-Steuern massgebende Einkommen 
den Betrag des fünffachen Mietzinses oder Mietwertes der 
Wohnung oder das Anderthalbfache des Pensionspreises über-
steigt und (2) die für die Kantons- und Gemeindesteuern mass-
gebende Besteuerungsgrundlage nicht wesentlich von dem der 
direkten Bundessteuer unterliegenden Einkommen abweicht. 
Dabei muss der für die kantonale Besteuerung massgebende 
Betrag in jedem Fall mindestens so hoch sein wie die Sum-
me der schweizerischen Einkünfte und jener französischen 
Einkünfte, für die das DBA eine Entlastung von französischen 
Steuern vorsieht. ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 11; 
Richner (FN 2), 15.

231	 ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 7; ESTV-Aufwandbesteuerung 
(FN 2), 12; Richner (FN 2), 15; Richner/Frei/Kaufmann 
(FN 4), N 49 zu Art. 14 DBG; Locher (FN 3), N 34 zu Art. 14 
DBG.

232	 Richner (FN 2), 15. 
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de er ordentlich besteuert233. Für die exakte Berechnung der 
zu entrichtenden Steuer hat dies folgende Konsequenzen: 
Zunächst wird, wie gehabt, auf Grundlage des Lebensauf-
wandes die Bemessungsgrundlage erstellt234. Danach muss 
die Kontrollrechnung235 um all jene Einkünfte "ergänzt"236 
werden, welche aufgrund des jeweiligen DBA der Schweiz 
zur Besteuerung zugewiesen und nach schweizerischem 
Recht steuerbar237 sind238. Zwar kann ein Steuerpflichtiger 
auch hier zwischen Einkünften aus verschiedenen Staaten 
differenzieren, nicht jedoch zwischen Einkünften aus dem-
selben Land239. Anschliessend findet wiederum die höhere 
der beiden Bemessungsgrundlagen Anwendung240. Auf 
diese Weise werden die aus einem DBA-Staat stammenden 
Einkünfte der ordentlichen Besteuerung zugeführt und der 
Steuerpflichtige kann sich auf die Vorteile aus den entspre-
chenden DBA berufen241. 

3.3.6	 Steuertarif und Anrechnung 	
ausländischer Steuern

3.3.6.1	 Tarif

Auf Bundesebene richtet sich die nach dem Aufwand be-
rechnete Steuer nach dem ordentlichen Einkommenssteuer-
tarif242. Dies gilt für die Mehrheit der kantonalen Steuern243. 

Allerdings bestehen auch andere Ausgestaltungsarten244. 
Die Steuer wird unter Beizug dieser Tarife auf der jeweils 
massgebenden Bemessungsgrundlage kalkuliert245. Dies be-
deutet, dass Einkünfte, die in die Kontrollrechnung Eingang 
finden, für die Bestimmung des Tarifes ausser Betracht ge-
lassen werden, wenn die Steuer letztlich auf Grundlage von 
Mietzins, Mietwert oder Pensionspreis berechnet wird246. 
Allgemein gilt, dass Einkommen, welches nicht in die Be-
messungsgrundlage Eingang findet, auch beim Steuersatz 
nicht berücksichtigt wird247. 

Besonderheiten bestehen erneut bei der modifizierten 
Aufwandbesteuerung. Die Einkommenssteuer wird, unter 
der Voraussetzung, dass die Kontrollrechnung die mass-
gebliche Bemessungsgrundlage darstellt248, auf alle in die 
Kontrollrechnung aufgenommenen Einkünfte zum Satz 
für das gesamte Einkommen (Welteinkommen) erhoben249. 
Wenn es der Steuerpflichtige unterlässt, das Welteinkom-
men ordnungsgemäss anzugeben, so wird die modifizierte 

233	 Insofern ist die Aufwandbesteuerung "modifiziert"; es wird 
einerseits eine Aufwandbemessung vorgenommen, anderer-
seits aber auch eine "Einkommenserzielungsbemessung", wel-
che teilweise den ordentlichen Bemessungsregeln untersteht; 
ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 7; ESTV-Aufwandbesteuerung 
(FN 2), 12; Wilhelm (FN 1), 78; DBG-Zwahlen (FN 123), 
N 42 zu Art. 14 DBG; StHG-Zwahlen (FN 6), N 43 zu Art. 6 
StHG. S. auch Locher (FN 3), N 34 zu Art. 14 DBG.

234	 Art. 14 Abs. 3 Satz 1 DBG; Art. 6 Abs. 3 Satz 1 StHG; DBG-
Zwahlen (FN 123), N 42 zu Art. 14 DBG; StHG-Zwahlen 
(FN 6), N 43 zu Art. 6 StHG.

235	 Art. 14 Abs. 3 Satz 2 DBG; Art. 6 Abs. 3 Satz 2 StHG. 

236 	Mit anderen Worten müssen diese Einkünfte auch in die Kon-
trollrechnung miteinbezogen werden, und zwar ebenfalls zu 
ihrem Bruttobetrag.

237 	Locher (FN 3), N 34 zu Art. 14 DBG. 
238	 ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 7; Richner/Frei/Kaufmann 

(FN 4), N 50 zu Art. 14 DBG; DBG-Zwahlen (FN 123), 
N 42 zu Art. 14 DBG; StHG-Zwahlen (FN 6), N 43 zu Art. 6 
StHG. 

239	 Richner (FN 2), 16; Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 50 
zu Art. 14 DBG. 

240	 DBG-Zwahlen (FN 123), N 42 zu Art. 14 DBG; StHG-
Zwahlen (FN 6), N 43 zu Art. 6 StHG. 

241	 Zu bemerken bleibt, dass Höhn/Waldburger (FN 6), § 14 
N 178, die praktische Bedeutung (und häufig auch die Vorteile) 
der modifizierten Aufwandbesteuerung für gering halten, da in 
den meisten Fällen die zusätzliche Steuerbelastung, die sich 
aus der Hinzurechnung der Einkünfte aus ausländischer Quelle 
ergibt, höher ist als der betragsmässig in Aussicht stehende Ab-
kommensvorteil und weil zudem sämtliche Einkünfte aus den 
Quellen des betreffenden Vertragsstaates in die Kontrollrech-
nung einzuschliessen sind und nicht bloss jene, für welche ein 
Abkommensvorteil beansprucht wird. 

242	 Art. 36 DBG (s. Art. 14 Abs. 3 DBG). 
243	 Vgl. als Beispiele für den Kanton Zürich § 35 StG-ZH; für 

den Kanton Obwalden Art. 4 der Ausführungsbestimmungen 
über die Besteuerung nach dem Aufwand; für den Kanton 
Thurgau § 1d der Verordnung des Regierungsrates zum Ge-
setz über die Staats und Gemeindesteuern; s. auch Wilhelm 
(FN 1), 79. 

244	 Dies etwa im Kanton Waadt: Im kantonalen Steuergesetz ist 
eine Progressionsgrenze bei 10% vorgesehen, wenn die Steuer 
nach dem Aufwand berechnet wird. Zudem kommt den Steuer-
pflichtigen, welche in einem Hotel oder einer Pension wohnen, 
eine Steuerreduktion um einen Viertel zu Gute; verschiedene 
Waadtländer Gemeinden sehen weitere Privilegien vor. Auch 
im Kanton Wallis bestehen ähnliche Vorteile in Form von "mitt-
leren Steuertarifen" (vgl. den Beschluss des Staatsrates über 
die Pauschalsteuer vom 30.9.1992). Zudem kennen kantonale 
Steuergesetze weitere Besonderheiten im Bezug auf Einkom-
men aus ausländischen Quellen, welche mit Blick auf ein Dop-
pelbesteuerungsabkommen allenfalls zu besteuern sind. Im 
Kanton Wallis ist die Steuer auf solche Einkommen reduziert, 
verschiedene Kantone sehen fixe Steuersätze vor: Bern 2%, 
Jura 2%, Waadt 3%. Siehe zum Ganzen auch Wilhelm (FN 1), 
80, mit einem Beispiel zur Berechnung der Steuer eines in der 
Stadt Lausanne wohnhaften Steuerpflichtigen. 

245	 Richner (FN 2), 16; Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 51 
zu Art. 14 DBG.

246	 Richner (FN 2), 16; Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 53 
zu Art. 14 DBG.

247	 Dies in Abweichung zu Art. 7 Abs. 1 DBG; Richner/Frei/
Kaufmann (FN 4), N 53 zu Art. 14 DBG. 

248	 Dies bedeutet aber auch, dass für die Satzbestimmung bspw. 
Schuldzinsen in Abzug gebracht werden können, auch wenn 
sie die Bemessungsgrundlage nicht verringern; ESTV-Kreis-
schreiben (FN 68), 8; Locher (FN 3), N 34 zu Art. 14 DBG; 
Richner (FN 2), 17.

249	 Art. 5 Abs. 2 der Verordnung des Bundesrates über die 
Besteuerung nach dem Aufwand, mit Verweis auf Art. 7 
Abs. 1 DBG; ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 8; ESTV-
Aufwandbesteuerung (FN 2), 12; Locher (FN 3), N 34 zu 
Art. 14 DBG; Richner (FN 2), 17; Richner/Frei/Kauf-
mann (FN 4), N 54 zu Art. 14 DBG; Wilhelm (FN 1), 78.
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Besteuerung der deklarierten Einkünfte zum Maximalsatz 
vorgenommen250. 

3.3.6.2	 Anrechnung ausländischer Steuern

Bezüglich der Anrechnung ausländischer Steuern gilt fol-
gendes: Ein Steuerpflichtiger, welcher nach dem Lebens-
aufwand besteuert wird, hat grundsätzlich keinen Anspruch 
auf die pauschale Anrechnung der nach Anwendung eines 
DBA allenfalls im Ausland verbleibenden Sockelsteuer251. 
Eine Ausnahme von dieser Regel besteht wiederum unter 
den genannten Abkommen252.

Art. 4 Abs. 3 der Verordnung über die pauschale Steuer-
anrechnung253 hält fest, dass natürliche Personen, welche im 
Genuss einer Besteuerung nach dem Lebensaufwand ste-
hen, die pauschale Steueranrechnung beantragen können, 
wenn sie auf allen Einkünften aus diesen Vertragsstaaten die 
vollen Steuern zum Satze des Gesamteinkommens entrich-
ten254. Allerdings sind die betreffenden Bruttobeträge ein-
schliesslich der nicht rückforderbaren ausländischen Quel-
lensteuern zu deklarieren255. Verzichtet ein Steuerpflichtiger 
auf eine Anrechnung ausländischer Steuern, so werden bei 
der Kontrollrechnung die Bruttobeträge der Einkünfte aus 
dem jeweiligen Staat abzüglich der dort zu entrichtenden 
Steuern berücksichtigt256. 

4.	 Beginn und Dauer des Rechts auf 
Aufwandbesteuerung

4.1	 Beginn des Rechts auf 
Aufwandbesteuerung

Das Recht auf Besteuerung nach dem Lebensaufwand ent-
steht, sofern die oben genannten Voraussetzungen erfüllt 
sind, bei Beginn der Steuerpflicht257. Dies gilt gleichermas-
sen für Personen, welche in der Schweiz ihren Wohnsitz ha-
ben, wie für solche, die hier Aufenthalt nehmen258. Die der 
Steuerperiode vorangehende Aufenthaltsdauer zählt bei der 
Berechnung der Frist mit. Ein Aufenthalt an verschiedenen 
Orten wird zusammengerechnet, und ein vorübergehendes 
Verlassen des Landes wird nicht als Unterbrechung des 
Aufenthaltes gewertet259.

4.2	 Erlöschen des Rechts auf 
Aufwandbesteuerung

Zunächst kann das Recht auf Besteuerung nach dem Auf-
wand erlöschen, wenn ein ausländischer Staatsangehöri-
ger das Schweizer Bürgerrecht erwirbt260. Schweizerische 
Rückwanderer und neu Eingebürgerte verlieren das Recht 
auf Aufwandbesteuerung spätestens am Ende der bei ihrer 
Einreise bzw. Einbürgerung laufenden Steuerperiode261. 
Das Recht auf Besteuerung nach dem Lebensaufwand er-
lischt auch bei der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit262 
oder bei der Aufgabe von Wohnsitz oder Aufenthalt263. Di-

plomaten oder Konsularbeamte sowie Beamte internatio-
naler Organisationen, die nach ihrer Pensionierung in der 
Schweiz verbleiben, können die Aufwandbesteuerung nicht 
beanspruchen, wenn sie in den letzten zehn Jahren ihres 
Verbleibens in der Schweiz eine Erwerbstätigkeit ausgeübt 
haben, selbst wenn das daraus entspringende Einkommen 
aufgrund völkerrechtlicher Verträge von der direkten Bun-
dessteuer befreit war264. 

5.	 Verfahren
Grundsätzlich richtet sich das Veranlagungsverfahren nach 
den allgemeinen Verfahrensvorschriften265. Regelmässig ist 
aber ein spezielles Steuererklärungsformular266 auszufül-
len267, wobei der Steuerpflichtige auch ein Wertschriftenver-
zeichnis formeller Natur einzureichen hat, um allenfalls die 

250	 ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 12; Locher (FN 3), N 34 
zu Art. 14 DBG; Richner (FN 2), 17; Richner/Frei/Kauf-
mann (FN 4), N 54 zu Art. 14 DBG. 

251	 Art. 4 Abs. 1 der Verordnung vom 22.8.1967 über die pau-
schale Steueranrechnung, SR 672.201; ESTV-Kreisschreiben 
(FN 68), 8; Locher (FN 3), N 35 zu Art. 14 DBG; Richner 
(FN 2), 17; Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 55 zu Art. 14 
DBG. 

252	 Vgl. ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 8. 
253	 Vgl. vorne FN 251. 
254	 ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 8; ESTV-Aufwandbesteuerung 

(FN 2), 13; Richner (FN 2), 17; Richner/Frei/Kaufmann 
(FN 4), N 56 zu Art. 14 DBG.

255	 ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 8; ESTV-Aufwandbesteuerung 
(FN 2), 13; Locher (FN 3), N 35 zu Art. 14 DBG.

256	 Art. 2 Abs. 3 der Verordnung über die pauschale Steueranrech-
nung (oben FN 251); ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 13; 
Locher (FN 3), N 36 zu Art. 14 DBG; Richner (FN 2), 17; 
Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 56 zu Art. 14 DBG.

257	 ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 2; Richner/Frei/Kaufmann 
(FN 4), N 19 zu Art. 14 DBG.

258	 Vgl. Art. 8 DBG; ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 2. 
259	 Vgl. Art. 3 Abs. 3 DBG; ESTV-Kreisschreiben, 2. 
260	 ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 2. 
261	 Vgl. Art. 14 Abs. 1 und 2 DBG; ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 

2. 
262	 Siehe vorne Ziff. 3.2.4. In solchen Fällen erlischt das Recht mit 

Beginn der Steuerperiode, in welcher die Erwerbstätigkeit auf-
genommen wurde; Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 20 
zu Art. 14 DBG. 

263	 Richner/Frei/Kaufmann (FN 4), N 20 zu Art. 14 DBG. 
264	 ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 3. 
265	 Vgl. für die direkte Bundessteuer Art. 102 ff. DBG; Richner/

Frei/Kaufmann (FN 4), N 23 zu Art. 14 DBG. 
266	 Siehe als Beispiel für den Kanton Zug (Formular für die Steu-

ererklärung für das Jahr 2005) www.zug.ch/tax/pdf/form_03-
2005.pdf. 

267	 ESTV-Aufwandbesteuerung (FN 2), 13; Richner/Frei/
Kaufmann (FN 4), N 22 zu Art. 14 DBG; DBG-Zwahlen 
(FN 123), N 43 zu Art. 14 DBG; StHG-Zwahlen (FN 6), 
N 44 zu Art. 6 StHG. 
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Rückerstattung der Verrechnungssteuer sicherzustellen268. 
In diesem Formular müssen grundsätzlich nur Lebenshal-
tungskosten und für die Kontrollrechnung die Einkünfte 
aus schweizerischen Quellen sowie das Vermögen in der 
Schweiz angegeben werden269. Die ausländischen Einkünf-
te sind nur in den oben beschriebenen Fällen anzugeben. 
Schliesslich hat der Steuerpflichtige den Nachweis zu er-
bringen, dass er sämtliche Voraussetzungen für die Inan-
spruchnahme der Aufwandbesteuerung erfüllt270.

Vor jeder Veranlagung muss sich die Veranlagungsbe-
hörde davon überzeugen, dass der Steuerpflichtige einen 
Anspruch auf Besteuerung nach dem Aufwand hat, ins-
besondere, dass er die von ihm verlangten Angaben und 
Nachweise vollständig erbringt271. Erforderlich ist, dass die 
Angaben sowohl betreffend den Lebensaufwand als auch 
für die Kontrollrechnung gemacht werden. Insbesondere 
Einkünfte aus ausländischen Quellen müssen, sofern diese 
anzugeben sind, mit ergänzenden Belegen nachgewiesen 
werden, sofern diese Informationen nicht schon aus den 
Entlastungsanträgen hervorgehen272. Bis zur rechtskräftigen 
Einschätzung ist zu klären, ob und in welchem Umfang Vor-
teile aus Doppelbesteuerungsabkommen geltend gemacht 
werden bzw. werden wollen273. 

Bezüglich der Eröffnung der Veranlagung ist folgendes 
zu berücksichtigen: Bei der modifizierten Aufwandbesteu-
erung besteht grundsätzlich ein Anspruch auf pauschale 
Steueranrechnung. Da dieser Anspruch gestützt auf Art. 4 
Abs. 3 (2. Satz) der Verordnung über die pauschale Steu-
eranrechnung274 unter Umständen gekürzt werden kann, 
drängt sich folgende Vorgehensweise auf: Zu eröffnen ist 
stets das höchste der nach Art. 1, 2 oder 5 der Verordnung 
des Bundesrates über die Besteuerung nach dem Aufwand 
errechneten Ergebnisse. Wenn die Bemessungsgrundlage 
nach Art. 5 erstellt wurde (also im Sinne der modifizierten 
Aufwandbesteuerung), so muss dem Steuerpflichtigen in 
der Regel auch das höhere der beiden Veranlagungsergeb-
nisse nach den Artikeln 1 oder 2, also nach ordentlicher Be-
steuerung nach dem Aufwand, mitgeteilt werden275. 

6.	 Zusammenfassende Bemerkungen
Die Besteuerung nach dem Aufwand stellt eine in der 
schweizerischen Steuerlandschaft seit Jahrzehnten veran-
kerte Besteuerungsfigur dar. Sie bietet einem Steuerpflich-
tigen die Möglichkeit, unter gewissen Voraussetzungen 
nicht, wie dies bei der ordentlichen Besteuerung der Fall 
wäre, nach seinen Einkommens- und Vermögensverhält-
nissen besteuert zu werden, sondern nach den Lebenshal-
tungskosten, die er für sich und die von ihm in der Schweiz 
unterhaltenen Personen aufwendet. Als Minimalanforde-
rung müssen diese Kosten mindestens dem Fünffachen des 
jährlich aufgewendeten Mietzinses bzw. Mietwertes oder – 
wenn kein eigener Haushalt geführt wird – dem Doppelten 
des geleisteten Pensionspreises entsprechen. Weiter werden 
die errechneten Lebenshaltungskosten im Rahmen der so 
genannten Kontrollrechnung den Einkünften aus schweize-

rischer Quelle und aus in der Schweiz gelegenem Vermögen 
gegenübergestellt. Der jeweils höhere Betrag stellt dann die 
massgebliche Berechnungsgrundlage dar. Besonderheiten 
ergeben sich, wenn ein Steuerpflichtiger für Einkommen 
aus ausländischen Quellen eine Entlastung nach einem 
Doppelbesteuerungsabkommen beansprucht. 

268	 ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 6; Richner/Frei/Kaufmann 
(FN 4), N 22 zu Art. 14 DBG; DBG-Zwahlen (FN 123), 
N 43 zu Art. 14 DBG; StHG-Zwahlen (FN 6), N 44 zu Art. 6 
StHG. 

269	 Wilhelm (FN 1), 75. 
270	 ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 6; ESTV-Aufwandbesteuerung 

(FN 2), 13. Beachte aber bzgl. des Aspektes des Fehlens einer 
Erwerbstätigkeit vorne Ziff. 3.2.4. 

271	 Eine unvollständig ausgefüllte oder nicht unterzeichnete Steu-
ererklärung ist zur Ergänzung zurückzusenden, vgl. Art. 124 
Abs. 3 DBG; ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 6; ESTV-Auf-
wandbesteuerung (FN 2), 13.

272	 ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 6; ESTV-Aufwandbesteuerung 
(FN 2), 13.

273	 ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 7. 
274	 Vorne FN 251. 
275	 So auch die Regelung im Kanton Obwalden: Art. 6 der Ausfüh-

rungsbestimmungen über die Besteuerung nach dem Aufwand; 
ebenso die Regelung des Kantons Uri (vgl. Reglement über 
die Besteuerung nach dem Aufwand vom 17.5.2005); s. wei-
ter ESTV-Kreisschreiben (FN 68), 8; Locher (FN 3), N 37 zu 
Art. 14 DBG; siehe auch DBG-Zwahlen (FN 123), N 43 zu 
Art. 14 DBG; StHG-Zwahlen (FN 6), N 44 zu Art. 6 StHG.

Depuis des décennies, l'imposition selon les dépenses consti-
tue une pratique bien ancrée dans le paysage fiscal suisse. A 
certaines conditions, elle permet à un contribuable de ne pas 
être imposé sur son revenu ni sur sa fortune comme dans le 
cas d'une imposition ordinaire, mais d'être imposé d'après les 
dépenses qu'il consacre à son train de vie et à l'entretien de 
personnes en Suisse. La condition minimale réside dans le fait 
que les coûts doivent correspondre au moins au quintuple du 
loyer payé annuellement respectivement de la valeur locative 
ou – si le contribuable ne dispose pas de son propre foyer – au 
double du prix de la pension versée. Ensuite, dans le cadre du 
calcul de contrôle, les dépenses ainsi établies sont comparées 
aux ressources d'origine suisse respectivement provenant d'une 
fortune placée en Suisse. Le montant le plus élevé constitue la 
base de calcul déterminante. Un traitement spécial s'applique 
toutefois, lorsqu'un contribuable se prévaut d'une convention 
de double imposition afin de demander une exonération pour 
un revenu d'origine étrangère.

(trad. LT LAWTANK, Fribourg)


